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48. Gesetz vom 17. März 2011, mit dem die Tiroler Bauordnung 2001 geändert wird
49. Verordnung der Landesregierung vom 19. Jänner 2011, mit der eine längere Frist für die Fort-

schreibung des örtlichen Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Mühlbachl festgelegt wird

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Die Tiroler Bauordnung 2001, LGBl. Nr. 94, zuletzt
geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 40/2009, wird wie
folgt geändert:

1. Im Abs. 3 des § 1 hat die lit. a zu lauten:
„a) Eisenbahnanlagen, Seilbahnanlagen, Schifffahrts-

anlagen, Bodeneinrichtungen eines Flugplatzes, Flug-
sicherungsanlagen oder Teile davon;“

2. Im Abs. 3 des § 1 hat die lit. d zu lauten:
„d) öffentliche Straßen einschließlich ihrer Bestand-

teile mit Ausnahme von Gebäuden mit Aufenthaltsräu-
men, sofern es sich dabei nicht um der Grenzabferti-
gung, der Verkehrsbeeinflussung, der Kontrolle oder der
Bemautung dienende Kleingebäude handelt; private
Straßen mit Ausnahme von Stellplätzen;“

3. Im Abs. 3 des § 1 hat die lit. g zu lauten:
„g) Abfallbehandlungsanlagen einschließlich Depo-

nien und Kompostieranlagen, soweit sie den bergrecht-
lichen oder den abfallwirtschaftsrechtlichen Vorschrif-
ten des Bundes unterliegen, mit Ausnahme von Anlagen
nach § 54 des Abfallwirtschaftsgesetzes 2002, BGBl. I
Nr. 102, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 115/2009; Container zum Sammeln von Abfällen;“

4. Im Abs. 3 des § 1 haben die lit. j und k zu lauten:
„j) land- und forstwirtschaftliche Bringungsanlagen

und sonstige Materialseilbahnen; Sprengmittellager für
Lawinensprengungen;

k) Heupillen, Hainzenhütten, Harpfen, Stangger-
hütten und dergleichen sowie sonstige bauliche Anlagen
im Rahmen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, wie
nicht überdachte ortsübliche Düngerstätten und Fahr-
silos, nicht begehbare Folientunnels, ortsübliche Um-
zäunungen landwirtschaftlicher Flächen, Weidezäune
und dergleichen; diese Ausnahmen gelten jedoch nur für
im Freiland und auf Sonderflächen nach den §§ 44, 45
und 47 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2006, LGBl.

Nr. 27 in der jeweils geltenden Fassung errichtete bau-
liche Anlagen;“

5. Im Abs. 3 des § 1 hat die lit. p zu lauten:
„p) Badestege und dergleichen; Kinderspielplätze

und Spielplatzeinrichtungen mit Ausnahme der nach
§ 20 Abs. 2 lit. e anzeigepflichtigen Anlagen;“

6. Im Abs. 3 des § 1 wird in der lit. q der Punkt durch
einen Strichpunkt ersetzt und folgende Bestimmung als
lit. r angefügt:

„r) dem Campieren im Sinn des § 2 lit. a des Tiroler
Campinggesetzes 2001, LGBl. Nr. 37, in der jeweils gel-
tenden Fassung dienende mobile Unterkünfte, wie
Zelte und Mobilheime, sowie untergeordnete Bestand-
teile mobiler Unterkünfte im Sinn des § 6 Abs. 1 lit. c
Z. 2 des Tiroler Campinggesetzes 2001.“

6a. Der Abs. 4 des § 1 hat zu lauten:
„(4) Dieses Gesetz gilt weiters nicht für bauliche An-

lagen mit Ausnahme von Gebäuden, die nach anderen
Vorschriften einer Bewilligung oder Anzeige bedürfen,
wenn im Bewilligungs- bzw. Anzeigeverfahren auf die
nach diesem Gesetz zu wahrenden Interessen Bedacht
zu nehmen ist.“

7. Der Abs. 3 des § 2 hat zu lauten:
„(3) Aufenthaltsräume sind Räume in Gebäuden, die

zum länger dauernden Aufenthalt von Menschen be-
stimmt sind, wie Wohn- und Schlafräume, Arbeits- und
Geschäftsräume, Unterrichtsräume und dergleichen.“

8. Im Abs. 6 des § 2 wird das Zitat „§ 12 Abs. 1 des
Tiroler Raumordnungsgesetzes 2006“ durch das Zitat
„§ 13 Abs. 1 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2006“
ersetzt.

9. Im Abs. 12 des § 2 hat der dritte Satz zu lauten:
„Bauplätze müssen außer im Fall von Sonderflächen

nach § 43 für Sonnenkollektoren oder Photovoltaik-
anlagen sowie nach den §§ 47, 50 und 50a des Tiroler
Raumordnungsgesetzes 2006 eine einheitliche Wid-
mung aufweisen.“
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10. Der Abs. 14 des § 2 hat zu lauten:
„(14) Stellplätze sind außerhalb von Gebäuden lie-

gende Flächen, die zum Abstellen von Kraftfahrzeugen
und Fahrrädern bestimmt sind.“

11. Im Abs. 16 des § 2 werden das Wort „Kamine“
durch das Wort „Fänge“ und die Worte „und Solaranla-
gen“ durch die Worte „Sonnenkollektoren und Photo-
voltaikanlagen“ ersetzt und weiters das Wort „Erker,“
aufgehoben.

12. Im § 2 wird folgende Bestimmung als Abs. 28 an-
gefügt:

„(28) Das Fluchtniveau ist die Höhendifferenz zwi-
schen der Fußbodenoberkante des höchstgelegenen
oberirdischen Geschoßes und dem tiefsten Punkt des
an das Gebäude anschließenden Geländes nach der Bau-
vollendung.“

13. Im Abs. 2 des § 3 hat der erste Satz zu lauten:
„Auf Grundstücken, die einer Gefährdung durch

Lawinen, Hochwasser, Wildbäche, Steinschlag, Erd-
rutsch oder andere gravitative Naturgefahren ausgesetzt
sind, sind der Neu-, Zu- und Umbau und die sonstige
Änderung von Gebäuden sowie die Errichtung und die
Änderung von sonstigen baulichen Anlagen nur unter
der Voraussetzung zulässig, dass durch die Anordnung
oder die bauliche Beschaffenheit des Gebäudes bzw. der
sonstigen baulichen Anlage, durch sonstige bauliche
Vorkehrungen in deren Bereich oder durch bestimmte
organisatorische Vorkehrungen, wie insbesondere durch
ein Sicherheitskonzept, ein im Hinblick auf den vorge-
sehenen Verwendungszweck ausreichender Schutz vor
Naturgefahren gewährleistet ist.“

14. Im Abs. 4 des § 3 wird das Wort „Gebäude“ durch
die Worte „Gebäude und sonstige bauliche Anlagen“
ersetzt.

15. Im § 3 wird folgende Bestimmung als Abs. 5 an-
gefügt:

„(5) Die Abs. 1 bis 4 gelten sinngemäß für die Än-
derung des Verwendungszweckes von Gebäuden.“

16. Im Abs. 2 des § 4 wird folgender Satz angefügt:
„Grenzt jedoch ein Grundstück, für das die ge-

schlossene Bauweise festgelegt ist, an ein Grundstück,
für das eine besondere Bauweise festgelegt ist, so gelten
an der gemeinsamen Grenze die Bestimmungen über die
jeweilige Bauweise.“

17. Im Abs. 3 des § 4 wird in der lit. a das Zitat „§ 52
Abs. 1 lit. a“ durch das Zitat „§ 52“ ersetzt.

18. Im Abs. 2 des § 5 hat der erste Satz zu lauten:
„Nebengebäude und Nebenanlagen, deren mittlere

Wandhöhe bzw. Höhe auf der der Verkehrsfläche zuge-

kehrten Seite 2,80 m, im Gewerbe- und Industriegebiet
3,50 m, nicht übersteigt, untergeordnete Bauteile, frei
stehende Werbeeinrichtungen, Einfriedungen einschließ-
lich Schutzdächer bei den Eingängen, Freitreppen, Stütz-
mauern, Geländer, Brüstungen und dergleichen dürfen
vor die Baufluchtlinie ragen oder vor dieser errichtet wer-
den, wenn dadurch weder das Orts- und Straßenbild noch
die Sicherheit und Flüssigkeit des Verkehrs beeinträch-
tigt werden.“

19. Im Abs. 2 des § 5 hat die lit. b zu lauten:
„b) offene Balkone und dergleichen bis zu 1,50 m;“
20. Im Abs. 2 des § 5 haben die lit. e und f zu lauten:
„e) Erker bis zu 1,50 m;
f) Terrassen und dergleichen;“
21. Der Abs. 3 des § 5 hat zu lauten:
„(3) Schutzdächer bei Eingängen in Einfriedungen

mit einer Höhe von höchstens 3 m und die im Abs. 2
lit. a bis e und g genannten baulichen Anlagen und Bau-
teile dürfen auch vor die Straßenfluchtlinie ragen, wenn
dadurch das Orts- und Straßenbild nicht beeinträchtigt
wird und die Zustimmung des Straßenverwalters vor-
liegt.“

22. Im Abs. 4 des § 5 werden folgende Sätze ange-
fügt:

„Weiters sind allfällige Festlegungen im örtlichen
Raumordnungskonzept nach § 31 Abs. 6 des Tiroler
Raumordnungsgesetzes 2006 über die Mindestabstände
baulicher Anlagen von den Straßen einzuhalten. Abs. 2
ist anzuwenden.“

23. Im Abs. 1 des § 6 werden die lit. a und b durch
folgende lit. a bis d ersetzt:

„a) im Gewerbe- und Industriegebiet und im Kern-
gebiet das 0,4fache des lotrechten Abstandes zwischen
dem betreffenden Punkt und dem Geländeniveau da-
runter, jedenfalls aber drei Meter, zum übrigen Bauland,
zum Freiland, zu Sonderflächen nach den §§ 48, 48a, 49,
49b und 51 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2006, zu
Vorbehaltsflächen jedoch das 0,6fache dieses Abstandes,
jedenfalls aber vier Meter,

b) im übrigen Bauland, auf Sonderflächen nach den
§§ 48, 48a, 49, 49b und 51 des Tiroler Raumordnungs-
gesetzes 2006 und auf Vorbehaltsflächen das 0,6fache
des lotrechten Abstandes zwischen dem betreffenden
Punkt und dem Geländeniveau darunter, jedenfalls aber
vier Meter,

c) auf Sonderflächen nach den §§ 43 bis 47, 49a, 50
und 50a des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2006 das
0,4fache des lotrechten Abstandes zwischen dem be-
treffenden Punkt und dem Geländeniveau darunter, je-
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denfalls aber drei Meter, zum Bauland außer zum Ge-
werbe- und Industriegebiet und Kerngebiet, zu Sonder-
flächen nach den §§ 48, 48a, 49, 49b und 51 des Tiroler
Raumordnungsgesetzes 2006, zu Vorbehaltsflächen je-
doch das 0,6fache dieses Abstandes, jedenfalls aber 4 m,

d) im Freiland das 0,4fache des lotrechten Abstandes
zwischen dem betreffenden Punkt und dem Gelände-
niveau darunter, jedenfalls aber drei Meter, zum Bau-
land, zu Sonderflächen nach den §§ 48, 48a, 49, 49b und
51 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2006, zu Vorbe-
haltsflächen jedoch das 0,6fache dieses Abstandes, je-
denfalls aber vier Meter,“

24. Im Abs. 1 des § 6 wird im zweiten Satz das Zitat
„lit. a und b“ durch das Zitat „lit. a bis d“ ersetzt.

25. Im Abs. 2 des § 6 wird in der lit. b das Wort „Ka-
mine“ durch das Wort „Fänge“ ersetzt.

26. Im Abs. 3 des § 6 werden in den lit. a und e die
Worte „Rauchfang-, Abgasfang- oder Abluftfangmün-
dungen“ jeweils durch das Wort „Fangmündungen“ er-
setzt.

27. Im Abs. 3 des § 6 hat die lit. b zu lauten:
„b) Pergolen und dergleichen, sofern deren mittlere

Wandhöhe bzw. Höhe auf der der Grundstücksgrenze
zugekehrten Seite 2,80 m, im Gewerbe- und Industrie-
gebiet 3,50 m, nicht übersteigt, sonstige überwiegend
offene oberirdische bauliche Anlagen, die dem Aufent-
halt von Menschen dienen, wie Terrassen und derglei-
chen, sowie offene Schwimmbecken;“

28. Der Abs. 4 des § 6 hat zu lauten:
„(4) Ist eine Baugrenzlinie festgelegt, so gilt Abs. 2

und 3 lit. c sinngemäß. Soweit keine Baugrenzlinien für
unterirdische Geschoßebenen festgelegt sind, gilt
weiters Abs. 3 lit. e sinngemäß. Darüber hinaus dürfen
nur Pflasterungen, Zufahrten und dergleichen vor die
Baugrenzlinie ragen oder vor dieser errichtet werden.
§ 59 Abs. 3 vierter und fünfter Satz des Tiroler Raum-
ordnungsgesetzes 2006 bleibt unberührt.“

29. Im Abs. 6 des § 6 hat der dritte Satz zu lauten:
„Oberirdische bauliche Anlagen nach Abs. 3 lit. a

und b dürfen überdies nur in einem solchen Ausmaß
errichtet werden, dass innerhalb der Mindestabstands-
flächen zu jedem angrenzenden Grundstück und zu je-
der Seite hin mindestens die Hälfte der gemeinsamen
Grenze von solchen baulichen Anlagen frei bleibt, außer
der betroffene Nachbar stimmt einer weitergehenden
Verbauung nachweislich zu.“

30. Im Abs. 9 des § 6 wird im ersten Satz das Zitat
„Abs. 1 bis 4 und 6“ durch das Zitat „Abs. 1 bis 4 oder 6“
ersetzt.

31. Im Abs. 9 des § 6 hat die lit. a zu lauten:
„a) von den betreffenden Voraussetzungen nicht wei-

ter als bisher abgewichen wird,“
32. Der Abs. 1 des § 7 hat zu lauten:
„(1) Die zulässige Höhe von baulichen Anlagen wird

durch die in einem Bebauungsplan festgelegte Bauhöhe
oder durch eine Festlegung im örtlichen Raumord-
nungskonzept nach § 31 Abs. 6 des Tiroler Raumord-
nungsgesetzes 2006 bestimmt.“

33. Im Abs. 2 des § 7 hat der erste Satz zu lauten:
„Die Höhe von baulichen Anlagen auf Bauplätzen,

für die keine Festlegungen im Sinn des Abs. 1 bestehen,
ist so zu wählen, dass sich die bauliche Anlage in das
Orts-, Straßen- und Landschaftsbild einfügt; sie darf
20 m keinesfalls übersteigen.“

34. Die Überschrift des § 8 hat zu lauten:
„Abstellmöglichkeiten für Kraftfahrzeuge“

35. Im Abs. 5 des § 8 wird im zweiten Satz das Zitat
„§ 52“ durch das Zitat „§§ 52 und 52a“ ersetzt.

36. Die Überschrift des § 9 hat zu lauten:
„Abstellmöglichkeiten für Kraftfahrzeuge

von Menschen mit einer Behinderung“

37. Im Abs. 1 des § 9 hat der erste Satz zu lauten:
„Beim Neubau von Wohnanlagen, öffentlichen Ge-

bäuden, Krankenhäusern, Alten- und Pflegeheimen,
Einkaufszentren und sonstigen Gebäuden, die regelmä-
ßig auch von Menschen mit einer Behinderung aufge-
sucht werden, sind beim betreffenden Gebäude Ab-
stellmöglichkeiten für Kraftfahrzeuge von Menschen
mit einer Behinderung in einer dem jeweiligen Verwen-
dungszweck des Gebäudes angemessenen Anzahl zu
schaffen.“

38. Der Abs. 2 des § 9 hat zu lauten:
„(2) Die Abstellmöglichkeiten nach Abs. 1 müssen

so angeordnet und ausgestaltet sein, dass sie von
Menschen mit einer Behinderung ohne besondere Er-
schwernisse benützt werden können.“

39. Nach § 9 wird folgende Bestimmung als § 9a ein-
gefügt:

„9a
Abstellmöglichkeiten für Fahrräder

(1) Die Gemeinde kann durch Verordnung bestim-
men, dass im Fall

a) des Neubaus von Gebäuden und der Errichtung
sonstiger baulicher Anlagen sowie

b) des Zu- und Umbaus von Gebäuden, der sonsti-
gen Änderung von Gebäuden, der Änderung des Ver-
wendungszweckes von Gebäuden oder der Änderung
sonstiger baulicher Anlagen, soweit dadurch ein zu-
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sätzlicher Bedarf an Stellplätzen oder Stellflächen für
Fahrräder entsteht,

außerhalb von öffentlichen Verkehrsflächen Stell-
plätze für Fahrräder in ausreichender Anzahl oder Stell-
flächen für Fahrräder in ausreichender Größe geschaf-
fen werden müssen. 

(2) In einer Verordnung nach Abs. 1 können unter
Bedachtnahme auf die örtlichen Erfordernisse, auf die
Art und die Größe der baulichen Anlage, bei Gebäuden
auch unter Bedachtnahme auf den Verwendungszweck,
nähere Bestimmungen getroffen werden über:

a) die Arten von baulichen Anlagen, für die Stellplätze
oder Stellflächen für Fahrräder geschaffen werden
müssen,

b) die Mindestanzahl an Stellplätzen oder die Min-
destgröße der Stellfläche für Fahrräder und

c) die Ausgestaltung der Stellplätze oder der Stellflä-
chen für Fahrräder; dabei kann auch bestimmt werden,
dass die Stellplätze oder Stellflächen mit Ausnahme der
für die Besucher der betreffenden baulichen Anlage vor-
gesehenen Stellplätze bzw. Stellflächen ganz oder teil-
weise in Räumen untergebracht sein müssen und dass
ein bestimmter Teil der Stellplätze bzw. Stellflächen für
die Besucher der betreffenden baulichen Anlage zu-
gänglich sein muss.

(3) Eine Verordnung nach Abs. 1 kann für das ge-
samte Gemeindegebiet oder für bestimmte Teile des
Gemeindegebietes erlassen werden.

(4) Die Mindestanzahl der zu schaffenden Stellplätze
oder die Mindestgröße der zu schaffenden Stellfläche
für Fahrräder ist in der Baubewilligung festzulegen. So-
weit die Mindestanzahl der erforderlichen Stellplätze
oder die Stellfläche in der erforderlichen Mindestgröße
nicht bereits besteht oder Gegenstand eines Bauverfah-
rens ist, hat der Bauwerber glaubhaft zu machen, dass
diese spätestens bis zum voraussichtlichen Zeitpunkt
der Vollendung der betreffenden baulichen Anlage ge-
schaffen wird.

(5) Die Behörde hat den Bauwerber bzw. den Eigen-
tümer der baulichen Anlage auf dessen Antrag von der
Verpflichtung zur Schaffung von Stellplätzen oder Stell-
flächen für Fahrräder ganz oder teilweise zu befreien,
wenn diese nicht oder nur mit einem wirtschaftlich nicht
vertretbaren Aufwand geschaffen werden können. Da-
bei ist festzulegen, für welche Anzahl von Stellplätzen
bzw. für welchen Teil der Stellfläche die Befreiung erteilt
wird.“

40. Im Abs. 3 des § 10 hat der erste Satz zu lauten:
„In den Fällen des Abs. 1 erster und dritter Satz sind

für Wohnanlagen unbeschadet allfälliger weitergehender

Verpflichtungen aufgrund einer Verordnung nach § 9a
Abs. 1 weiters Räume zum Einstellen von Fahrrädern,
Kinderwägen, Sportgeräten, Rollstühlen und derglei-
chen vorzusehen.“

41. § 12 hat zu lauten:
„§ 12

Änderung von Grundstücksgrenzen

(1) Die Teilung, die Vereinigung und jede sonstige
Änderung von

a) als Bauland, Sonderflächen oder Vorbehaltsflächen
gewidmeter Grundstücken und

b) von Grundstücken, die innerhalb der im örtlichen
Raumordnungskonzept nach § 31 Abs. 1 lit. d und e des
Tiroler Raumordnungsgesetzes 2006 festgelegten Be-
reiche liegen, 

bedürfen der Bewilligung der Behörde. Dies gilt auch
für Grundstücke, die nur zum Teil eine Widmung nach
lit. a aufweisen oder in einem der in der lit. b genannten
Bereiche liegen, wenn die Änderung auch den betref-
fenden Teil des Grundstückes betrifft.

(2) Der Bewilligung nach Abs. 1 bedürfen nicht Än-
derungen von Grundstücksgrenzen

a) im Rahmen eines Baulandumlegungsverfahrens,
eines Zusammenlegungsverfahrens oder eines Flurbe-
reinigungsverfahrens,

b) von unbebauten Grundstücken im Rahmen der
§§ 13 und 15 des Liegenschaftsteilungsgesetzes, BGBl.
Nr. 3/1930, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 100/2008, und

c) im Zusammenhang mit dem Bau öffentlicher Stra-
ßen und öffentlicher Versorgungs- und Entsorgungs-
einrichtungen.“

42. Die Überschrift des § 13 hat zu lauten:
„Verfahren“

43. Im Abs. 2 des § 13 hat die lit. a zu lauten:
„a) eine planliche Darstellung des betreffenden

Grundstückes oder der betreffenden Grundstücke im
Maßstab 1:1000 oder größer in zweifacher Ausferti-
gung;“

44. Im § 13 wird folgende Bestimmung als Abs. 4 an-
gefügt:

„(4) Besteht auf dem betreffenden Grundstück bzw.
den betreffenden Grundstücken eine bauliche Anlage,
die baurechtlich in die Zuständigkeit einer anderen Be-
hörde fällt, oder besteht für ein entsprechendes Bau-
vorhaben eine rechtskräftige Baubewilligung oder eine
Bauanzeige, aufgrund deren es ausgeführt werden darf,
so ist die in Bausachen zuständige Behörde vor der Er-
teilung der Bewilligung nach § 12 Abs. 1 zu hören.“
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45. § 14 hat zu lauten:
„§ 14

Bewilligung

(1) Die Bewilligung nach § 12 Abs. 1 ist bei Grund-
stücken, für die nach den raumordnungsrechtlichen
Vorschriften ein Bebauungsplan zu erlassen ist, zu er-
teilen, wenn ein Bebauungsplan, im Fall der Festlegung
einer besonderen Bauweise weiters ein ergänzender
Bebauungsplan, besteht und wenn die vorgesehene Än-
derung der Grundstücksgrenzen eine dem Bebauungs-
plan bzw. dem ergänzenden Bebauungsplan entspre-
chende Bebauung der Grundstücke sowie die darin fest-
gelegte verkehrsmäßige Erschließung nicht verhindert
oder erschwert. Bei sonstigen Grundstücken, für die ein
Bebauungsplan besteht, ist die Bewilligung zu erteilen,
wenn die vorgesehene Änderung der Grundstücksgren-
zen eine dem Bebauungsplan entsprechende Bebauung
der Grundstücke sowie die darin festgelegte verkehrs-
mäßige Erschließung nicht verhindert oder erschwert.

(2) In allen übrigen Fällen ist die Bewilligung nach
§ 12 Abs. 1 zu erteilen, wenn die vorgesehene Änderung
der Grundstücksgrenzen

a) einer geordneten baulichen Gesamtentwicklung
der Gemeinde im Sinn der Ziele der örtlichen Raum-
ordnung, insbesondere unter Bedachtnahme auf die
möglichen künftigen Größenverhältnisse der Gebäude
zueinander und den Schutz des Orts- und Straßenbil-
des, nicht zuwiderläuft,

b) eine zweckmäßige und bodensparende Bebauung
des betreffenden Grundstückes gewährleistet und

c) einer zweckmäßigen verkehrsmäßigen Erschlie-
ßung und Erschließung des betreffenden Gebietes mit
Einrichtungen zur Wasserversorgung und Abwasser-
beseitigung unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse
einer geordneten Gesamterschließung des Gemeinde-
gebietes nicht entgegensteht.

(3) Für bebaute Grundstücke oder für Grundstücke,
für die eine rechtskräftige Baubewilligung oder eine Bau-
anzeige, aufgrund deren ein Bauvorhaben ausgeführt
werden darf, vorliegt, darf die Bewilligung nach § 12
Abs. 1 für Teilungen oder Abschreibungen weiters nur
erteilt werden, wenn

a) die bestehende bzw. die bewilligte oder aufgrund
einer Bauanzeige zulässige bauliche Anlage auch nach
der vorgesehenen Änderung der Grundstücksgrenzen
innerhalb der Grenzen des Bauplatzes liegt,

b) die Voraussetzungen nach § 6 Abs. 1, 2, 3 und 6
erfüllt sind und

c) den Erfordernissen des Brandschutzes entspro-
chen wird.

Besteht auf dem betreffenden Grundstück jedoch
eine bauliche Anlage, die aufgrund früherer bau- oder
raumordnungsrechtlicher Vorschriften einen geringe-
ren Abstand zu den angrenzenden Grundstücken auf-
weist, so darf die Bewilligung auch erteilt werden, wenn
dieser Abstand durch die Teilung oder Abschreibung
nicht verringert und den Erfordernissen des Brand-
schutzes entsprochen wird.

(4) Die Bewilligung nach § 12 Abs. 1 tritt außer Kraft,
wenn nicht innerhalb von zwei Jahren nach dem Eintritt
der Rechtskraft die grundbücherliche Durchführung
der Änderung der Grundstücksgrenzen beantragt wird.

(5) Nach dem Eintritt der Rechtskraft des Beschei-
des, mit dem die Bewilligung nach § 12 Abs. 1 erteilt
wird, ist dem Planverfasser eine Ausfertigung des Be-
scheides samt Rechtskraftbestätigung zu übersenden.

(6) In den Fällen des § 13 Abs. 4 ist der in Bausachen
zuständigen Behörde eine Ausfertigung des Bescheides,
mit dem über die Erteilung der Bewilligung nach § 12
Abs. 1 entschieden wird, zu übersenden.“

46. Im Abs. 1 des § 16 hat der vierte Satz zu lauten:
„Die Erfordernisse nach lit. f sind bei bewilligungs-

pflichtigen Neubauten von Gebäuden sowie bei umfas-
senden Sanierungen von Gebäuden mit einer Netto-
grundfläche von mehr als 1.000 m² zu erfüllen.“

47. Im Abs. 2 des § 16 wird im zweiten Satz die Wort-
folge „älteren und behinderten Menschen“ durch die
Wortfolge „älteren Menschen und Menschen mit einer
Behinderung“ ersetzt.

48. Im § 18 wird folgende Bestimmung als Abs. 3 ein-
gefügt:

„(3) Die Landesregierung kann durch Verordnung
nähere Bestimmungen darüber erlassen, welchen bau-
technischen Erfordernissen allgemein zugängliche Kin-
derspielplätze und Kinderspielplätze von Wohnanlagen,
insbesondere hinsichtlich ihrer Größe, Lage und Aus-
stattung, zu entsprechen haben.“

49. Die bisherigen Abs. 3 bis 6 des § 18 erhalten die
Absatzbezeichnungen „(4)“ bis „(7)“.

50. In den nunmehrigen Abs. 4 und 5 des § 18 wird
die Wortfolge „Verordnungen nach Abs. 1“ jeweils durch
die Wortfolge „Verordnungen nach Abs. 1 und 2“ er-
setzt.

51. Im § 19 wird folgende Bestimmung als lit. c ein-
gefügt:

„c) die Art, die Gestaltung, die Größe und die Licht-
wirkung von Werbeeinrichtungen;“

52. Im § 19 erhalten die bisherigen lit. c und d die
Buchstabenbezeichnungen „d“ und „e“.
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53. Im Abs. 1 des § 20 wird in der lit. d das Zitat „§ 12
Abs. 5“ durch das Zitat „§ 13 Abs. 5“ ersetzt.

54. Im Abs. 2 des § 20 hat die lit. c zu lauten:
„c) die Errichtung und Änderung von Terrassen, Per-

golen und dergleichen;“
55. Im Abs. 2 des § 20 hat die lit. e zu lauten:
„e) die Errichtung und Änderung von Sportplätzen,

Reitplätzen und dergleichen sowie von allgemein zu-
gänglichen Kinderspielplätzen und Kinderspielplätzen
von Wohnanlagen;“

56. Im Abs. 3 des § 20 hat die lit. a zu lauten:
„a) Baumaßnahmen im Inneren von Gebäuden, wenn

dadurch allgemeine bautechnische Erfordernisse nicht
wesentlich berührt werden; der Austausch von Fenstern
und Balkontüren und außer bei Gebäuden mit einer
Nettogrundfläche von mehr als 1000 m² weiters die
Anbringung von Vollwärmeschutz oder einer Wärme-
dämmung im Bereich der Dachflächen, wenn durch
diese Maßnahmen die äußere Gestaltung des Gebäudes
nicht wesentlich berührt wird;“

57. Im Abs. 3 des § 20 wird die lit. e durch folgende
lit. e und f ersetzt:

„e) die Anbringung von Sonnenkollektoren und
Photovoltaikanlagen bis zu einer Fläche von 20 m² an
baulichen Anlagen, sofern sie in die Dachfläche oder
Wandfläche integriert sind oder der Parallelabstand des
Sonnenkollektors bzw. der Photovoltaikanlage zur
Dach- bzw. Wandhaut an keinem Punkt der Außen-
fläche der Anlage 30 cm übersteigt;

f) die Errichtung und Änderung von Geräteschup-
pen, Holzschuppen und dergleichen bis zu einer Grund-
fläche von 10 m² und einer Höhe von 2,80 m, sofern sie
vom betreffenden Bauplatz oder einer Verkehrsfläche
aus an zumindest drei Seiten von außen zugänglich
sind.“

57a. Im Abs. 2 des § 21 hat die lit. d zu lauten:
„d) den Bewilligungsbescheid
1. der Agrarbehörde, wenn der Bauplatz in ein Zu-

sammenlegungsverfahren oder ein Flurbereinigungs-
verfahren einbezogen ist und in der Verordnung über die
Einleitung des Zusammenlegungsverfahrens bzw. im
Bescheid über die Einleitung des Flurbereinigungsver-
fahrens bestimmt ist, dass Bauvorhaben der geplanten
Art einer Bewilligung der Agrarbehörde bedürfen oder

2. der Umlegungsbehörde, wenn der Bauplatz in ein
Umlegungsverfahren einbezogen ist und Bauvorhaben
der geplanten Art einer Bewilligung der Umlegungsbe-
hörde bedürfen;“

58. Im Abs. 2 des § 21 wird in der lit. e das Zitat „(§ 18
Abs. 4)“ durch das Zitat „(§ 18 Abs. 5)“ ersetzt.

58a. Im § 21 wird folgende Bestimmung als Abs. 3
eingefügt:

„(3) Wenn dies in den Fällen des § 3 Abs. 2 erster Satz
zur Gewährleistung eines im Hinblick auf den vorgese-
henen Verwendungszweck ausreichenden Schutzes vor
Naturgefahren erforderlich ist, ist dem Bauansuchen ein
Sicherheitskonzept anzuschließen.“

58b. Die Abs. 3 und 4 des § 21 erhalten die Absatz-
bezeichnungen „(4)“ und „(5)“.

59. Im nunmehrigen Abs. 4 des § 21 wird das Zitat
„§ 12 Abs. 2 oder 5“ durch das Zitat „§ 13 Abs. 2 oder 5“
ersetzt.

60. Der Abs. 2 des § 22 hat zu lauten:
„(2) Der Bauanzeige sind die Planunterlagen (§ 23)

in zweifacher Ausfertigung anzuschließen. Ist die Bau-
anzeige unvollständig, so hat die Behörde dem Bauwer-
ber unter Setzung einer höchstens zweiwöchigen Frist
die Behebung dieses Mangels aufzutragen. Wird diesem
Auftrag nicht entsprochen, so ist die Bauanzeige mit
schriftlichem Bescheid zurückzuweisen.“

61. Im Abs. 3 des § 22 werden nach dem zweiten Satz
folgende Sätze eingefügt:

„Liegt überdies ein Abweisungsgrund nach § 26
Abs. 3 vor, so hat die Behörde dies festzustellen. Eine
solche Feststellung ist einer Versagung der Baubewilli-
gung gleichzuhalten.“

62. Im § 22 wird folgende Bestimmung als Abs. 5
angefügt:

„(5) Steht ein anzeigepflichtiges Bauvorhaben im
Zusammenhang mit einem bewilligungspflichtigen
Bauvorhaben, so kann anstelle der Bauanzeige auch für
das anzeigepflichtige Bauvorhaben um die Erteilung der
Baubewilligung angesucht werden.“

63. Der Abs. 3 des § 24 hat zu lauten:
„(3) Bei Bauvorhaben, die
a) im Gefährdungsbereich von elektrischen Leitungs-

anlagen oder Eisenbahnanlagen oder
b) im Bereich von Kabelanlagen, von Ver- oder Ent-

sorgungsleitungen oder von sonstigen Rohrleitungs-
anlagen, soweit diese der Behörde bekannt sind,

errichtet werden sollen und die die Schutzinteressen
dieser Anlagen berühren können, ist der jeweilige Be-
treiber oder Erhalter der Anlage zu verständigen oder
zu einer allfälligen Bauverhandlung als Beteiligter zu
laden.“

64. Im Abs. 4 des § 24 wird in der lit. a das Zitat „(§ 18
Abs. 4)“ durch das Zitat „(§ 18 Abs. 5)“ ersetzt.

65. Im Abs. 4 des § 24 hat die lit. e zu lauten:
„e) bei Gebäuden mit einem Fluchtniveau von mehr

als 22 m.“
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66. § 25 hat zu lauten:
„§ 25

Parteien

(1) Parteien im Bauverfahren sind der Bauwerber, die
Nachbarn und der Straßenverwalter.

(2) Nachbarn sind die Eigentümer der Grundstücke, 
a) die unmittelbar an den Bauplatz angrenzen oder

deren Grenzen zumindest in einem Punkt innerhalb
eines horizontalen Abstandes von 15 m zu einem Punkt
der Bauplatzgrenze liegen und

b) deren Grenzen zumindest in einem Punkt inner-
halb eines horizontalen Abstandes von 50 m zu einem
Punkt der baulichen Anlage oder jenes Teiles der bau-
lichen Anlage, die (der) Gegenstand des Bauvorhabens
ist, liegen. 

Nachbarn sind weiters jene Personen, denen an einem
solchen Grundstück ein Baurecht zukommt.

(3) Nachbarn, deren Grundstücke unmittelbar an den
Bauplatz angrenzen oder deren Grenzen zumindest in
einem Punkt innerhalb eines horizontalen Abstandes
von 5 m zu einem Punkt der Bauplatzgrenze liegen, sind
berechtigt, die Nichteinhaltung folgender bau- und
raumordnungsrechtlicher Vorschriften geltend zu ma-
chen, soweit diese auch ihrem Schutz dienen:

a) der Festlegungen des Flächenwidmungsplanes, so-
weit damit ein Immissionsschutz verbunden ist,

b) der Bestimmungen über den Brandschutz,
c) der Festlegungen des Bebauungsplanes hinsicht-

lich der Baufluchtlinien, der Baugrenzlinien, der Bau-
weise und der Bauhöhe,

d) der Festlegungen des örtlichen Raumordnungs-
konzeptes nach § 31 Abs. 6 des Tiroler Raumord-
nungsgesetzes 2006 hinsichtlich der Mindestabstände
baulicher Anlagen von den Straßen und der Bauhöhen,

e) der Abstandsbestimmungen des § 6,
f) das Fehlen eines Bebauungsplanes bei Grund-

stücken, für die nach den raumordnungsrechtlichen
Vorschriften ein Bebauungsplan zu erlassen ist, im Fall
der Festlegung einer besonderen Bauweise auch das Feh-
len eines ergänzenden Bebauungsplanes.

(4) Die übrigen Nachbarn sind berechtigt, die Nicht-
einhaltung der im Abs. 3 lit. a und b genannten Vor-
schriften geltend zu machen, soweit diese auch ihrem
Schutz dienen.

(5) Der Straßenverwalter ist, soweit dadurch die
Schutzinteressen der Straße betroffen sind, berechtigt,

a) das Fehlen einer dem vorgesehenen Verwendungs-
zweck der betreffenden baulichen Anlagen entspre-
chenden, rechtlich gesicherten Verbindung des Bauplat-

zes mit einer öffentlichen Verkehrsfläche nach § 3
Abs. 1 und

b) die Nichteinhaltung der Abstandsbestimmungen
des § 5, soweit dadurch die Sicherheit und Flüssigkeit
des Verkehrs beeinträchtigt werden,

geltend zu machen.
(6) Werden in der Bauverhandlung privatrechtliche

Einwendungen erhoben, so hat die Behörde möglichst
auf eine Einigung hinzuwirken. Kommt eine Einigung
zustande, so ist diese in der Verhandlungsschrift zu be-
urkunden. Kommt eine Einigung nicht zustande, so ist
die Partei mit ihren Einwendungen auf den ordentlichen
Rechtsweg zu verweisen. Diese Einwendungen sind in
der Baubewilligung ausdrücklich anzuführen.

(7) Mit dem Ablauf eines Jahres nach dem Zeitpunkt
der Anzeige über die Bauvollendung (§ 35 Abs. 1) er-
langt die Baubewilligung auch gegenüber Parteien
Rechtskraft, denen die Baubewilligung nicht zugestellt
worden ist und die ihre Parteistellung bis dahin bei der
Behörde nicht geltend gemacht haben.“

67. Die Abs. 2 und 3 des § 26 haben zu lauten:
„(2) Das Bauansuchen ist zurückzuweisen, wenn

einem Mängelbehebungsauftrag nach § 13 Abs. 3 des
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 oder
einem Auftrag nach § 24 Abs. 8 nicht entsprochen wird.

(3) Das Bauansuchen ist ohne weiteres Verfahren ab-
zuweisen, wenn bereits aufgrund des Ansuchens offen-
kundig ist, dass

a) das Bauvorhaben
1. außer im Fall von Gebäuden im Sinn des § 1 Abs. 3

lit. d dem Flächenwidmungsplan,
2. einem Bebauungsplan, Festlegungen des örtlichen

Raumordnungskonzeptes nach § 31 Abs. 5 des Tiroler
Raumordnungsgesetzes 2006 hinsichtlich der Bebauung
oder 

3. örtlichen Bauvorschriften
widerspricht oder
b) durch das Bauvorhaben entgegen dem § 13 Abs. 4

des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2006 ein Freizeit-
wohnsitz neu geschaffen oder entgegen dem § 15 Abs. 1
oder 2 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2006 ein Frei-
zeitwohnsitz wieder aufgebaut oder erweitert werden
soll oder

c) das Bauvorhaben nach § 44 Abs. 8, § 55 Abs. 1,
§ 69 Abs. 3 zweiter Satz, § 74 Abs. 7, § 110 Abs. 3 drit-
ter Satz, Abs. 5 dritter Satz, Abs. 6 erster Satz oder
Abs. 8 zweiter Satz des Tiroler Raumordnungsgesetzes
2006 unzulässig ist oder

d) bei Vorliegen der Voraussetzungen nach § 21
Abs. 2 lit. d der Bewilligungsbescheid der Agrarbehörde
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oder der Umlegungsbehörde für das Bauvorhaben nicht
vorliegt oder

e) entgegen dem § 23 Abs. 3 erster Satz der Energie-
ausweis nicht vorliegt.“

68. Im Abs. 4 des § 26 wird in der lit. a das Zitat
„§ 21 Abs. 3 oder 4“ durch das Zitat „§ 21 Abs. 4 oder 5“
ersetzt.

69. Im Abs. 4 des § 26 hat die lit. b zu lauten:
„b) wenn der Bauplatz für die vorgesehene Bebauung

nicht geeignet ist (§ 3) oder außer im Fall von Sonder-
flächen im Sinn des § 2 Abs. 12 keine einheitliche Wid-
mung aufweist oder“

70. Im Abs. 4 des § 26 hat die lit. d zu lauten:
„d) wenn das Bauvorhaben sonst baurechtlichen Vor-

schriften widerspricht.“
71. Die Abs. 7, 8 und 9 des § 26 werden durch fol-

gende Abs. 7 bis 14 ersetzt:
„(7) Die Baubewilligung ist befristet, mit Auflagen

oder unter Bedingungen zu erteilen, soweit dies zur
Wahrung der nach den baurechtlichen und raumord-
nungsrechtlichen Vorschriften geschützten Interessen
erforderlich ist und das Bauvorhaben dadurch nicht in
seinem Wesen verändert wird. Die Baubewilligung kann
auch mit der Auflage erteilt werden, dass der Behörde
im Zug der Bauausführung oder nach der Bauvollendung
bestimmte technische Unterlagen vorzulegen sind, wie
insbesondere Nachweise über die Erfüllung von Aufla-
gen und Lagepläne mit den Inhalten nach § 23 Abs. 2.

(8) Ist in den Fällen des § 3 Abs. 2 erster Satz ein
Sicherheitskonzept erforderlich (§ 21 Abs. 3), so ist die
Baubewilligung mit der Auflage der Einhaltung dieses
Sicherheitskonzeptes zu erteilen. Das Sicherheitskon-
zept ist Bestandteil der Baubewilligung.

(9) Die Behörde hat dem Bauwerber die Baubewilli-
gung in zweifacher Ausfertigung und unter Anschluss
zweier mit dem Genehmigungsvermerk versehener
Ausfertigungen der Planunterlagen zuzustellen. Der
Genehmigungsvermerk hat das Datum und die Ge-
schäftszahl der Baubewilligung zu enthalten.

(10) Ergibt sich nach der Erteilung der Baubewilli-
gung, dass trotz bescheidgemäßer Ausführung des Bau-
vorhabens eine Gefahr für das Leben oder die Gesund-
heit von Menschen besteht, so hat die Behörde dem In-
haber der Baubewilligung mit schriftlichem Bescheid

a) andere oder zusätzliche Auflagen im Sinn des
Abs. 7 vorzuschreiben oder 

b) in den Fällen des § 3 Abs. 2 erster Satz gegebe-
nenfalls auch die Vorlage eines Sicherheitskonzeptes
oder die Änderung eines bestehenden Sicherheitskon-
zeptes aufzutragen.

Diese Maßnahmen sind nur insoweit zulässig, als der
mit den Auflagen bzw. dem Sicherheitskonzept oder sei-
ner Änderung verbundene Aufwand in einem vertret-
baren Verhältnis zum damit erzielbaren Erfolg steht.

(11) Im Fall des Abs. 10 lit. b hat die Behörde das vor-
gelegte bzw. geänderte Sicherheitskonzept zu prüfen
und dieses mit schriftlichem Bescheid zu genehmigen,
wenn es einen im Hinblick auf den Verwendungszweck
ausreichenden Schutz vor Naturgefahren gewährleistet;
das genehmigte Sicherheitskonzept ist Bestandteil der
Baubewilligung, die als mit der Auflage seiner Einhal-
tung erteilt gilt. Ist das vorgelegte bzw. geänderte Si-
cherheitskonzept jedoch unzureichend, so ist ein Män-
gelbehebungsauftrag nach § 13 Abs. 3 des Allgemeinen
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 zu erteilen. Wird
diesem Auftrag nicht oder nicht ausreichend entspro-
chen, so ist nach § 37 Abs. 6 lit. f vorzugehen.

(12) Auflagen nach den Abs. 7 und 10 lit. a sind auf
Antrag des Inhabers der Baubewilligung mit schrift-
lichem Bescheid aufzuheben oder abzuändern, soweit
die Voraussetzungen für ihre Vorschreibung nicht mehr
vorliegen.

(13) Der Inhaber der Baubewilligung kann der Be-
hörde ein geändertes Sicherheitskonzept vorlegen, so-
weit sich die dem geltenden Sicherheitskonzept zu-
grunde liegenden Voraussetzungen geändert haben. Das
geänderte Sicherheitskonzept ist zu genehmigen, wenn
es im Hinblick auf die geänderten Voraussetzungen aus-
reichend ist. Abs. 11 ist anzuwenden. Im Fall einer Fest-
stellung nach Abs. 11 vierter Satz gilt das bestehende
Sicherheitskonzept weiter.

(14) Der Inhaber der Baubewilligung kann weiters die
Aufhebung des Sicherheitskonzeptes beantragen, wenn
sich die Voraussetzungen derart geändert haben, dass es
nicht weiter erforderlich ist. In einem solchen Fall ist
das Sicherheitskonzept aufzuheben. Anderenfalls gilt
das bestehende Sicherheitskonzept weiter.“

72. Die Abs. 3, 4 und 5 des § 27 werden durch fol-
gende Abs. 3 bis 9 ersetzt:

„(3) Auf Antrag des Inhabers der Baubewilligung ist
die Frist für den Baubeginn und die Frist für die Bau-
vollendung jeweils einmal um höchstens zwei Jahre zu
erstrecken, wenn sich seit der Erteilung der Baubewilli-
gung die baurechtlichen und raumordnungsrechtlichen
Vorschriften nicht derart geändert haben, dass die Bau-
bewilligung nicht mehr erteilt werden dürfte. Dabei ist
die Rechtslage im Zeitpunkt der Einbringung des An-
suchens maßgebend. Um die Erstreckung der Frist ist
vor ihrem Ablauf bei der Behörde schriftlich anzusu-
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chen. Durch die rechtzeitige Einbringung des Ansu-
chens wird der Ablauf der Frist bis zur Entscheidung
der Behörde gehemmt.

(4) Den Nachbarn und dem Straßenverwalter kommt
zur Frage des Vorliegens der Voraussetzung nach Abs. 3
erster und zweiter Satz Parteistellung im Umfang des
§ 25 Abs. 3, 4 und 5 zu. Die Erstreckung der Frist für
den Baubeginn oder die Bauvollendung erlangt mit dem
Ablauf eines Jahres nach der Anzeige über den Baube-
ginn (§ 28 Abs. 3) bzw. die Bauvollendung (§ 35 Abs. 1)
auch jenen Parteien gegenüber Rechtskraft, denen der
betreffende Bescheid nicht zugestellt worden ist und die
ihre Parteistellung bis dahin bei der Behörde nicht gel-
tend gemacht haben.

(5) In die Fristen für den Baubeginn und die Bauvoll-
endung sind die Zeiten eines Verfahrens vor der Vor-
stellungsbehörde, dem Verwaltungsgerichtshof oder
dem Verfassungsgerichtshof nicht einzurechnen.

(6) Die Abs. 3, 4 und 5 gelten auch für am 1. Juli 2011
anhängige Verfahren zur Erstreckung der Frist für den
Baubeginn oder der Frist für die Bauvollendung. Be-
scheide, mit denen die Frist für den Baubeginn oder die
Frist für die Bauvollendung vor dem 1. Juli 2011 er-
streckt worden ist, erlangen am 30. Juni 2012 auch
gegenüber Nachbarn Rechtskraft, denen der Bescheid
nicht zugestellt worden ist und die ihre Parteistellung
bis dahin bei der Behörde nicht geltend gemacht haben.
Bescheide, mit denen die Frist für die Wirksamkeit der
Baubewilligung nach § 35 Abs. 2 der Tiroler Bauord-
nung, LGBl. Nr. 33/1989, zuletzt geändert durch das
Gesetz LGBl. Nr. 31/1997, oder nach früheren bau-
rechtlichen Vorschriften verlängert wurde, erlangen am
1. Juli 2011 auch gegenüber Nachbarn Rechtskraft,
denen der Bescheid nicht zugestellt worden ist und die
ihre Parteistellung bis dahin bei der Behörde nicht gel-
tend gemacht haben.

(7) Ist die Baubewilligung erloschen und wurden
Teile des Bauvorhabens bereits errichtet, so hat der Bau-
herr 

a) im Fall, dass die Baubewilligung die Errichtung
einer baulichen Anlage zum Gegenstand hatte, die be-
reits errichteten Teile des Bauvorhabens zu beseitigen
und den Bauplatz erforderlichenfalls wieder in seinen
ursprünglichen Zustand zu versetzen oder

b) im Fall, dass die Baubewilligung die Änderung
einer bewilligungspflichtigen oder anzeigepflichtigen
baulichen Anlage zum Gegenstand hatte, den der Bau-
bewilligung bzw. Bauanzeige entsprechenden Zustand
herzustellen.

Kommt der Bauherr dieser Verpflichtung nicht nach,
so hat ihm die Behörde mit Bescheid die Durchführung
der erforderlichen Maßnahmen aufzutragen. Ist im Fall
der lit. b die Herstellung des der Baubewilligung bzw.
Bauanzeige entsprechenden Zustandes technisch nicht
möglich oder wirtschaftlich nicht vertretbar, so hat die
Behörde dem Bauherrn stattdessen die Beseitigung der
baulichen Anlage und erforderlichenfalls die Wieder-
herstellung des ursprünglichen Zustandes des Bauplat-
zes aufzutragen.

(8) Wird im Fall des Erlöschens der Baubewilligung
neuerlich um die Erteilung der Baubewilligung für das be-
treffende Bauvorhaben angesucht und wird diese erteilt,
so ist das Bauvorhaben innerhalb von zwei Jahren nach
dem Eintritt der Rechtskraft der neuerlichen Baubewil-
ligung zu vollenden. Abs. 5 ist anzuwenden. Andernfalls
erlischt die neuerliche Baubewilligung. In diesem Fall ist
Abs. 7 anzuwenden. Ein nochmaliges Bauansuchen für
das betreffende Bauvorhaben ist nicht zulässig.

(9) Ist anlässlich der Erteilung eines Auftrages nach
Abs. 7 zweiter oder dritter Satz offenkundig, dass der
neuerlichen Erteilung der Baubewilligung nunmehr das
Vorliegen eines Abweisungsgrundes nach § 26 Abs. 3
entgegenstünde, so hat die Behörde dies in einem mit
der Erteilung des Auftrages festzustellen. Eine solche
Feststellung ist einer Versagung der Baubewilligung
gleichzuhalten.“

73. Nach § 27 wird folgende Bestimmung als § 27a
eingefügt:

„§ 27a
Feststellungsverfahren

(1) Die Behörde hat hinsichtlich jener bewilligungs-
pflichtigen baulichen Anlagen, für die die Baubewilli-
gung nicht nachgewiesen werden kann, im Zweifel von
Amts wegen oder auf Antrag des Eigentümers mit Be-
scheid festzustellen, ob das Vorliegen der Baubewilli-
gung zu vermuten ist oder nicht. Das Vorliegen der Bau-
bewilligung ist zu vermuten, wenn aufgrund des Alters
der betreffenden baulichen Anlage oder sonstiger be-
sonderer Umstände davon auszugehen ist, dass akten-
mäßige Unterlagen darüber nicht mehr vorhanden sind,
und überdies kein Grund zur Annahme besteht, dass die
betreffende bauliche Anlage entgegen den zur Zeit ihrer
Errichtung in Geltung gestandenen baurechtlichen Vor-
schriften ohne entsprechende Bewilligung errichtet
worden ist. Anlässlich der Feststellung, wonach das Vor-
liegen der Baubewilligung zu vermuten ist, ist weiters
der aus der baulichen Zweckbestimmung der betreffen-
den baulichen Anlage hervorgehende Verwendungs-
zweck festzustellen.
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(2) Dem Antrag nach Abs. 1 erster Satz sind ein Lage-
plan, im Fall von Gebäuden mit den Inhalten nach § 23
Abs. 2, eine Baubeschreibung sowie Bestandspläne, aus
denen die wesentlichen Merkmale der baulichen Anlage
ersichtlich sind, in dreifacher Ausfertigung anzuschlie-
ßen. Im Fall der Einleitung des Verfahrens von Amts
wegen hat die Behörde den Eigentümer der baulichen
Anlage unter Setzung einer angemessenen Frist zur Vor-
lage dieser Unterlagen aufzufordern. Wird diesem Auf-
trag nicht entsprochen, so ist die Feststellung, wonach
das Vorliegen der Baubewilligung nicht zu vermuten ist,
zu treffen. Im Auftrag ist auf diese Rechtsfolge hinzu-
weisen.

(3) Der Bescheid, wonach das Vorliegen der Baube-
willigung zu vermuten ist, ist dem Eigentümer der bau-
lichen Anlage in zweifacher Ausfertigung und unter
Anschluss zweier mit einem entsprechenden Vermerk
versehener Ausfertigungen der Unterlagen nach Abs. 2
erster Satz zuzustellen. Der Vermerk hat das Datum und
die Geschäftszahl des betreffenden Bescheides zu ent-
halten.

(4) Die Feststellung, wonach das Vorliegen der Bau-
bewilligung zu vermuten ist, ist dem Bestehen der Bau-
bewilligung gleichzuhalten. Die Feststellung, wonach
das Vorliegen der Baubewilligung nicht zu vermuten ist,
ist dem Fehlen der Baubewilligung gleichzuhalten.“

74. Im Abs. 1 des § 28 wird im zweiten Satz die Wort-
folge „die Herstellung der Baustelleneinrichtung,“ auf-
gehoben.

75. Im § 28 wird folgende Bestimmung als Abs. 3 an-
gefügt:

„(3) Der Bauherr hat den Baubeginn der Behörde
unverzüglich schriftlich anzuzeigen.“

76. Im Abs. 1 des § 29 hat der erste Satz zu lauten:
„Bei der Ausführung eines Bauvorhabens hat der Bau-

herr bzw. der Bauverantwortliche (§ 30), soweit diese
Aufgaben nicht einem nach § 3 Abs. 1 des Bauarbeiten-
koordinationsgesetzes, BGBl. I Nr. 37/1999, zuletzt ge-
ändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 42/2007, bestell-
ten Baustellenkoordinator obliegen, dafür zu sorgen,
dass das Leben und die Gesundheit von Menschen und
die Sicherheit von Sachen nicht gefährdet sowie unzu-
mutbare Belästigungen der Nachbarn, insbesondere
durch Lärm oder Staub, vermieden werden.“

77. Im Abs. 2 des § 30 hat der zweite Satz zu lauten:
„Als Bauverantwortliche können nur die im Abs. 5 ge-

nannten Personen oder Gesellschaften bestellt werden.“
78. Der Abs. 5 des § 30 hat zu lauten:
„(5) Als Bauverantwortliche können natürliche und

juristische Personen oder sonstige Gesellschaften mit

Rechtspersönlichkeit herangezogen werden, die die Vo-
raussetzungen nach § 3 Abs. 2 und 3 des Bauarbeiten-
koordinationsgesetzes erfüllen. Gebietskörperschaften
können bei ihren Bauvorhaben weiters Bedienstete, die
die Voraussetzungen nach § 24 Abs. 5 lit. c erfüllen, als
Bauverantwortliche heranziehen.“

79. Der § 31 hat zu lauten:

„§ 31
Baulärm

(1) Die Landesregierung kann zum Schutz des Le-
bens und der Gesundheit und zur Vermeidung unzu-
mutbarer Belästigungen der Bevölkerung sowie im
Interesse des Tourismus durch Verordnung Grenzwerte
für die zulässigen Schallimmissionen aus Baustellen und
die Art ihrer Ermittlung festlegen. Die Grenzwerte kön-
nen nach gebietsbezogenen Kriterien, nach dem Aus-
maß der ortsüblichen Schallimmission sowie in zeit-
licher Hinsicht abgestuft festgelegt werden.

(2) Die Behörde kann auf Antrag des Bauherrn eine
Ausnahmebewilligung für das Überschreiten der in
einer Verordnung nach Abs. 1 festgelegten Grenzwerte
durch bestimmte Bauarbeiten erteilen, wenn

a) die Bauarbeiten sonst nicht oder nur mit unver-
hältnismäßig hohen Mehrkosten durchgeführt werden
könnten oder

b) die Grenzwerte nur geringfügig oder kurzfristig
überschritten werden sollen oder

c) eine Belästigung der Bevölkerung oder eine Beein-
trächtigung der Interessen des Tourismus höchstens in
einem geringfügigen Ausmaß zu erwarten ist.

In der Ausnahmebewilligung sind die Art der zuläs-
sigen Bauarbeiten, die zulässige Dauer der Überschrei-
tung sowie erforderlichenfalls weitere Einschränkun-
gen, insbesondere in zeitlicher Hinsicht, festzulegen.

(3) Die Gemeinden können ausgehend von den in
einer Verordnung nach Abs. 1 festgelegten Grenzwer-
ten unter Berücksichtigung der speziellen örtlichen
Gegebenheiten durch Verordnung bestimmen, dass im
gesamten Gemeindegebiet oder in bestimmten Teilen
davon während bestimmter Zeiten im Jahr jede Lärm-
entwicklung oder die Durchführung bestimmter lärm-
erregender Arbeiten auf Baustellen untersagt ist.“

80. Die Abs. 3 bis 6 des § 33 werden durch folgende
Abs. 3, 4 und 5 ersetzt:

„(3) Wird ein bewilligungspflichtiges oder anzeige-
pflichtiges Bauvorhaben ohne die erforderliche Baube-
willigung bzw. Bauanzeige ausgeführt, so hat die Be-
hörde dem Bauherrn die weitere Bauausführung zu
untersagen. Abs. 1 zweiter und dritter Satz ist anzu-
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wenden. Wird innerhalb eines Monats nach der Unter-
sagung der weiteren Bauausführung nicht nachträglich
um die Erteilung der Baubewilligung angesucht bzw. die
Bauanzeige nachgeholt oder wurde die Baubewilligung
versagt bzw. die Ausführung des Bauvorhabens unter-
sagt, so hat die Behörde dem Bauherrn mit Bescheid

a) bei Errichtung einer bewilligungspflichtigen oder
anzeigepflichtigen baulichen Anlage ohne die erforder-
liche Baubewilligung bzw. Bauanzeige die Beseitigung
der bereits errichteten Teile des Bauvorhabens und er-
forderlichenfalls die Wiederherstellung des ursprüng-
lichen Zustandes des Bauplatzes aufzutragen oder

b) bei
1. Änderung einer bewilligungspflichtigen oder an-

zeigepflichtigen baulichen Anlage ohne die dafür erfor-
derliche Baubewilligung bzw. Bauanzeige oder

2. Ausführung eines solchen Bauvorhabens abwei-
chend von der Baubewilligung bzw. Bauanzeige, wenn
diese Abweichung eine Änderung der baulichen Anlage
darstellt, zu deren selbstständigen Vornahme eine Bau-
bewilligung oder Bauanzeige erforderlich wäre,

die Herstellung des der Baubewilligung bzw. der Bau-
anzeige entsprechenden Zustandes aufzutragen. Ist die
Herstellung des der Baubewilligung bzw. Bauanzeige
entsprechenden Zustandes technisch nicht möglich
oder wirtschaftlich nicht vertretbar, so hat die Behörde
dem Bauherrn stattdessen deren Beseitigung und erfor-
derlichenfalls die Wiederherstellung des ursprünglichen
Zustandes des Bauplatzes aufzutragen.

(4) Abs. 3 gilt auch, wenn die Ausführung eines an-
zeigepflichtigen Bauvorhabens untersagt wurde. Abs. 3
erster und zweiter Satz gilt weiters, wenn mit der Aus-
führung eines anzeigepflichtigen Bauvorhabens entge-
gen dem § 28 Abs. 2 begonnen wird.

(5) Ist anlässlich der Erteilung eines Auftrages nach
Abs. 3 offenkundig, dass der nachträglichen Erteilung
der Baubewilligung für ein bewilligungspflichtiges Bau-
vorhaben ein Abweisungsgrund nach § 26 Abs. 3 bzw.
der Ausführung eines anzeigepflichtigen Bauvorhabens
ein dieser Bestimmung entsprechender Untersagungs-
grund entgegenstünde, so hat die Behörde dies, sofern
die Baubewilligung nicht bereits versagt bzw. die Aus-
führung des Bauvorhabens nicht bereits untersagt
wurde, in einem mit der Erteilung des Beseitigungs- bzw.
Wiederherstellungsauftrages festzustellen. Eine solche
Feststellung ist einer Versagung der Baubewilligung
bzw. der Untersagung der Ausführung des Bauvor-
habens gleichzuhalten.“

81. Im Abs. 2 des § 35 wird die Wortfolge „Erstattung
der Anzeige“ durch die Wortfolge „Erstattung der mit

den Unterlagen nach Abs. 1 dritter und vierter Satz voll-
ständig belegten Anzeige“ ersetzt.

82. Im Abs. 2 des § 35 hat die lit. c zu lauten:
„c) die in der Baubewilligung vorgeschriebenen Ab-

stellmöglichkeiten für Kraftfahrzeuge und Fahrräder
nach den §§ 8, 9 und 9a, soweit nicht eine Befreiung nach
§ 8 Abs. 6 oder § 9a Abs. 5 erteilt wurde, vorhanden sind;
sofern diese Abstellmöglichkeiten nicht bereits Teil des
bewilligten Bauvorhabens sind (§ 8 Abs. 3 bzw. § 9a
Abs. 4 zweiter Satz), ist deren Vorhandensein nachzu-
weisen.“

83. Im § 35 werden folgende Bestimmungen als
Abs. 4, 5 und 6 eingefügt:

„(4) Hat eine Bauanzeige nach Abs. 3 zweiter Satz
ihre Wirksamkeit verloren, so hat der Bauherr, sofern
Teile des Bauvorhabens bereits errichtet worden sind, 

a) wenn die Bauanzeige die Errichtung einer bau-
lichen Anlage zum Gegenstand hatte, die bereits er-
richteten Teile des Bauvorhabens zu beseitigen und den
Bauplatz erforderlichenfalls wieder in seinen ursprüng-
lichen Zustand zu versetzen oder

b) wenn die Bauanzeige die Änderung einer bewilli-
gungspflichtigen oder anzeigepflichtigen baulichen
Anlage zum Gegenstand hatte, den der Baubewilligung
bzw. Bauanzeige entsprechenden Zustand herzustellen.

Kommt der Bauherr dieser Verpflichtung nicht nach,
so hat ihm die Behörde mit Bescheid die Durchführung
der erforderlichen Maßnahmen aufzutragen. Ist im Fall
der lit. b die Herstellung des der Baubewilligung bzw.
der Bauanzeige entsprechenden Zustandes technisch
nicht möglich oder wirtschaftlich nicht vertretbar, so hat
die Behörde dem Bauherrn stattdessen die Beseitigung
der baulichen Anlage und erforderlichenfalls die Wie-
derherstellung des ursprünglichen Zustandes des Bau-
platzes aufzutragen.

(5) Wird im Fall des Verlustes der Wirksamkeit der
Bauanzeige neuerlich eine Bauanzeige für das betref-
fende Bauvorhaben eingebracht, so ist das Bauvorhaben
innerhalb eines Jahres von dem Zeitpunkt an, ab dem es
nach § 22 Abs. 4 ausgeführt werden darf, zu vollenden.
§ 27 Abs. 5 ist anzuwenden. Andernfalls verliert die
neuerliche Bauanzeige ihre Wirksamkeit. In diesem Fall
ist Abs. 4 anzuwenden. Eine nochmalige Bauanzeige für
das betreffende Bauvorhaben ist mit schriftlichem Be-
scheid zurückzuweisen.

(6) Ist anlässlich der Erteilung eines Auftrages nach
Abs. 4 offenkundig, dass der Ausführung des Bauvor-
habens nunmehr das Vorliegen eines einem Abwei-
sungsgrund nach § 26 Abs. 3 entsprechenden Untersa-



S T Ü C K  18, NR. 48188

gungsgrundes entgegenstünde, so hat die Behörde dies
in einem mit der Erteilung des Auftrages festzustellen.
Eine solche Feststellung ist einer Untersagung der Aus-
führung des Bauvorhabens gleichzuhalten.“

84. Der bisherige Abs. 4 des § 35 erhält die Absatz-
bezeichnung „(7)“.

85. Im Abs. 4 des § 36 haben der dritte und der vierte
Satz zu lauten:

„Verstreicht diese Frist ungenützt oder wird die Bau-
bewilligung versagt, so hat die Behörde dem Eigentümer
des Gebäudes die Herstellung des der Baubewilligung
entsprechenden Zustandes aufzutragen. Ist dies tech-
nisch nicht möglich oder wirtschaftlich nicht vertretbar,
so hat die Behörde dem Eigentümer des Gebäudes statt-
dessen dessen Beseitigung und erforderlichenfalls die
Wiederherstellung des ursprünglichen Zustandes des
Bauplatzes aufzutragen.“

86. § 37 hat zu lauten:

„§ 37
Herstellung des gesetzmäßigen Zustandes

(1) Wurde eine bewilligungspflichtige oder anzeige-
pflichtige bauliche Anlage ohne die erforderliche Bau-
bewilligung bzw. Bauanzeige errichtet, so hat die Be-
hörde dem Eigentümer der baulichen Anlage deren Be-
seitigung und erforderlichenfalls die Wiederherstellung
des ursprünglichen Zustandes des Bauplatzes aufzutra-
gen. Wurde eine solche bauliche Anlage ohne die erfor-
derliche Baubewilligung bzw. Bauanzeige geändert, so
hat die Behörde dem Eigentümer der baulichen Anlage
die Herstellung des der Baubewilligung bzw. Bauanzeige
entsprechenden Zustandes aufzutragen. Dies gilt auch,
wenn ein Bauvorhaben abweichend von der Baubewilli-
gung bzw. Bauanzeige ausgeführt wurde und diese Ab-
weichung eine Änderung der baulichen Anlage darstellt,
zu deren selbstständigen Vornahme eine Baubewilligung
oder eine Bauanzeige erforderlich wäre. Ist die Herstel-
lung des der Baubewilligung bzw. Bauanzeige entspre-
chenden Zustandes technisch nicht möglich oder wirt-
schaftlich nicht vertretbar, so hat die Behörde dem
Eigentümer der baulichen Anlage stattdessen deren
Beseitigung und erforderlichenfalls die Wiederherstel-
lung des ursprünglichen Zustandes des Bauplatzes auf-
zutragen.

(2) Abs. 1 gilt auch, wenn die Ausführung eines an-
zeigepflichtigen Bauvorhabens untersagt wurde.

(3) Wird im Fall eines bewilligungspflichtigen Bau-
vorhabens nachträglich um die Erteilung der Baubewil-
ligung angesucht oder im Fall eines anzeigepflichtigen
Bauvorhabens nachträglich eine Bauanzeige eingebracht,

so kann die Behörde mit der Einleitung des Verfahrens
nach Abs. 1 bis zum rechtskräftigen Abschluss des Bau-
verfahrens bzw. des Verfahrens über die Bauanzeige zu-
warten. Wurde das Verfahren nach Abs. 1 bereits einge-
leitet, so kann es bis zu diesem Zeitpunkt ausgesetzt
werden. 

(4) Wurde eine bauliche Anlage ohne die nach frühe-
ren baurechtlichen Vorschriften erforderliche Baube-
willigung oder Bauanzeige errichtet oder geändert und
ist deren Errichtung oder Änderung auch nach diesem
Gesetz bewilligungspflichtig oder zumindest anzeige-
pflichtig, so hat die Behörde nach Abs. 1, 2 und 3 vor-
zugehen.

(5) Ist anlässlich der Erteilung des Auftrages nach
Abs. 1 offenkundig, dass der nachträglichen Erteilung
der Baubewilligung für ein bewilligungspflichtiges Bau-
vorhaben ein Abweisungsgrund nach § 26 Abs. 3 bzw.
der Ausführung eines anzeigepflichtigen Bauvorhabens
ein dieser Bestimmung entsprechender Untersagungs-
grund entgegenstehen würde, so hat die Behörde dies,
sofern die Baubewilligung nicht bereits versagt bzw. die
Ausführung des Bauvorhabens nicht bereits untersagt
wurde, in einem mit der Erteilung des Auftrages fest-
zustellen. Eine solche Feststellung ist einer Versagung
der Baubewilligung bzw. der Untersagung der Ausfüh-
rung des Bauvorhabens gleichzuhalten.

(6) Die Behörde hat dem Eigentümer einer baulichen
Anlage oder, wenn diese durch einen Dritten benützt
wird, diesem deren weitere Benützung ganz oder teil-
weise zu untersagen,

a) wenn er sie benützt, obwohl es sich um ein bewil-
ligungspflichtiges Bauvorhaben handelt, für das eine
Baubewilligung nicht vorliegt,

b) wenn er sie benützt, obwohl es sich um ein anzeige-
pflichtiges Bauvorhaben handelt, das ohne eine ent-
sprechende Bauanzeige, erheblich abweichend von der
Bauanzeige oder ungeachtet einer Untersagung nach
§ 22 Abs. 3 fünfter Satz ausgeführt wurde,

c) wenn er sie zu einem anderen als dem bewilligten
bzw. dem aus der baulichen Zweckbestimmung hervor-
gehenden Verwendungszweck benützt,

d) wenn er eine bauliche Anlage, die keiner Benüt-
zungsbewilligung nach § 36 Abs. 1 bedarf, ohne Vorlie-
gen der Voraussetzungen nach § 35 Abs. 2 oder unge-
achtet des Vorliegens der Voraussetzungen nach § 37
Abs. 1 dritter Satz benützt,

e) wenn er ein Gebäude im Sinn des § 36 Abs. 1 ohne
Vorliegen einer Benützungsbewilligung benützt,

f) wenn einem Auftrag nach § 26 Abs. 11 dritter Satz
nicht oder nicht ausreichend entsprochen wird,
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g) wenn er einen Wohnsitz entgegen dem § 13 Abs. 2
oder 5 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2006 als Frei-
zeitwohnsitz oder ungeachtet des Erlöschens seiner
Eigenschaft als Freizeitwohnsitz (§ 16 des Tiroler
Raumordnungsgesetzes 2006) weiter als Freizeitwohn-
sitz verwendet oder

h) wenn er im Rahmen einer Hofstelle entgegen dem
§ 44 Abs. 7 erster Satz oder 8 des Tiroler Raumord-
nungsgesetzes 2006 eine gewerbliche Tätigkeit ausübt,
und zwar hinsichtlich der weiteren Ausübung dieser
Tätigkeit.

Im Fall der Untersagung der weiteren Benützung hat
die Behörde dem Eigentümer der baulichen Anlage er-
forderlichenfalls geeignete Maßnahmen zur Durchset-
zung dieses Verbotes, wie eine entsprechende Beschil-
derung, die Anbringung von Absperrungen und der-
gleichen, aufzutragen. Bei Gefahr im Verzug kann die
Behörde die bauliche Anlage durch Ausübung un-
mittelbarer Befehls- und Zwangsgewalt räumen.

(7) Die Behörde hat dem Eigentümer der baulichen
Anlage die zur Herstellung des gesetzmäßigen Zustan-
des erforderlichen Maßnahmen aufzutragen, wenn

a) ein Bauvorhaben nach § 20 Abs. 3 dem Flächen-
widmungsplan, einem Bebauungsplan, Bebauungsre-
geln nach § 55 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2006,
örtlichen Bauvorschriften, einer Bausperrenverordnung
nach § 69 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2006 oder
dem § 13 Abs. 4 des Tiroler Raumordnungsgesetzes
2006 widerspricht oder 

b) bei der Ausführung eines solchen Bauvorhabens
Abstandsbestimmungen nach den §§ 5 und 6, allge-
meine bautechnische Erfordernisse nach § 16, gegebe-
nenfalls in Verbindung mit den Technischen Bauvor-
schriften, oder sonstige baurechtliche Vorschriften ver-
letzt werden.

Ist die Herstellung des gesetzmäßigen Zustandes auf
andere Weise rechtlich oder technisch nicht möglich
oder wirtschaftlich nicht vertretbar, so hat die Behörde
dem Eigentümer der baulichen Anlage deren Beseiti-
gung und erforderlichenfalls die Wiederherstellung des
ursprünglichen Zustandes des Bauplatzes aufzutragen.“

87. Im Abs. 2 des § 38 hat der zweite Satz zu lauten:
„Liegen jedoch Baugebrechen vor, die eine Gefahr für

das Leben oder die Gesundheit von Menschen oder eine
erhebliche Beeinträchtigung des Orts-, Straßen- oder
Landschaftsbildes bewirken und deren Behebung tech-
nisch nicht möglich oder wirtschaftlich nicht vertretbar
ist, so hat die Behörde dem Eigentümer der baulichen
Anlage deren gänzlichen oder teilweisen Abbruch auf-
zutragen.“

88. Der Abs. 1 des § 39 hat zu lauten:
„(1) Die Behörde kann die Räumung einer baulichen

Anlage oder die Durchführung sonstiger Maßnahmen,
wie die Anbringung von Absperrungen, Absicherungen
und dergleichen, verfügen, wenn aufgrund des Zustan-
des der baulichen Anlage oder aufgrund drohender Ge-
fahr von außen, insbesondere durch Lawinen, Vermu-
rung, Hochwasser oder Brandeinwirkung, das Leben
oder die Gesundheit von Menschen bedroht ist.“

89. Im Abs. 3 des § 44 hat der dritte Satz zu lauten:
„Im Übrigen gilt § 26 Abs. 7 zweiter Satz und 8 bis 14

sinngemäß.“
90. Die Abs. 5 und 6 des § 44 werden durch folgende

Abs. 5 bis 9 ersetzt:
„(5) Parteien im Verfahren um die Erteilung einer Be-

willigung nach Abs. 1 sind der Antragsteller, die Nach-
barn im Sinn des § 25 Abs. 2 und der Straßenverwalter.
Die Nachbarn und der Straßenverwalter sind berechtigt,
das Fehlen der Voraussetzung nach Abs. 1 geltend zu
machen. § 25 Abs. 6 und 7 gilt sinngemäß.

(6) Im Übrigen gelten für bauliche Anlagen vo-
rübergehenden Bestandes § 29 Abs. 1 und 6, § 30, § 31,
§ 32, § 33 Abs. 1, 2, 3 und 5, § 34, § 35 Abs. 1 und 2,
§ 37 Abs. 6, § 38 und § 39 sinngemäß.

(7) Nach dem Ablauf der Bewilligung hat deren In-
haber die bauliche Anlage zu beseitigen und den Bau-
platz wieder in seinen ursprünglichen Zustand zu ver-
setzen. § 42 Abs. 2, 3 und 4 gilt sinngemäß. Kommt er
diesen Verpflichtungen nicht nach, so hat ihm die Be-
hörde mit Bescheid die Durchführung der erforder-
lichen Maßnahmen aufzutragen.

(8) Die Behörde kann dem Inhaber der Bewilligung
weiters die Bestellung eines für die Durchführung der
Maßnahmen nach Abs. 7 erster Satz Verantwortlichen
auftragen, wenn dies zum Schutz des Lebens oder der
Gesundheit von Menschen oder der Sicherheit von
Sachen oder zur Vermeidung unzumutbarer Belästigun-
gen der Nachbarn, insbesondere durch Lärm und Staub,
notwendig ist. Der Auftrag kann sich auf alle Maßnah-
men oder auf bestimmte Arbeiten im Zug dieser Maß-
nahmen beziehen. Er kann in der Bewilligung nach
Abs. 1 oder, wenn sich die Notwendigkeit dazu erst zu
einem späteren Zeitpunkt ergibt, mit gesondertem
schriftlichen Bescheid ergehen. Im Übrigen gelten § 30
Abs. 2 bis 5 und § 33 Abs. 2 sinngemäß.

(9) Die erfolgte Durchführung der Maßnahmen nach
Abs. 7 erster Satz ist der Behörde schriftlich anzuzei-
gen. Für die vorübergehende Benützung von Nachbar-
grundstücken zur Durchführung dieser Maßnahmen
gilt § 34 sinngemäß.“
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91. Der Abs. 3 des § 45 hat zu lauten:
„(3) Die Errichtung, Aufstellung oder Änderung

einer anzeigepflichtigen Werbeeinrichtung ist unzuläs-
sig, wenn

a) ihre mechanische Festigkeit oder Standsicherheit
nicht gegeben wäre,

b) sie hinsichtlich der Sicherheit und Flüssigkeit des
Verkehrs im Widerspruch zu § 5 Abs. 2, 3 oder 4 stünde,

c) sie aufgrund ihrer Beschaffenheit einer Verord-
nung nach § 19 lit. c widerspräche oder, insbesondere im
Hinblick auf die verwendeten Materialien, ihre Größe,
Form, Farbe oder Lichtwirkung, das Orts- oder Stra-
ßenbild erheblich beeinträchtigte.“

92. Im Abs. 3 des § 46 hat die lit. a zu lauten:
„a) wenn sie ohne die erforderliche Anzeige errich-

tet, aufgestellt oder geändert wurden und ein Untersa-
gungsgrund nach § 45 Abs. 3 vorliegt oder wenn sie un-
geachtet einer Untersagung nach § 45 Abs. 4 zweiter
Satz errichtet, aufgestellt oder geändert wurden oder“

93. Im Abs. 1 des § 47 hat der erste Satz zu lauten:
„Die Durchführung von Aufschüttungen und Ab-

grabungen im Bauland, auf Sonderflächen, auf Vorbe-
haltsflächen und innerhalb geschlossener Ortschaften
auch im Freiland, die eine Veränderung gegenüber dem
ursprünglichen Geländeniveau von mehr als 1,50 m her-
beiführen, ist der Behörde schriftlich anzuzeigen.“

93a. Im Abs. 3 des § 47 werden im zweiten Satz die
Worte „die Aufschüttung oder Abgrabung“ durch die
Worte „eine Aufschüttung“ ersetzt.

94. Im Abs. 3 des § 47 hat der dritte Satz zu lauten:
„Die Durchführung einer anzeigepflichtigen Auf-

schüttung ist weiters unzulässig, wenn die Sicherheit
und Flüssigkeit des Verkehrs beeinträchtigt würde,
innerhalb geschlossener Ortschaften ferner, wenn das
Orts- oder Straßenbild erheblich beeinträchtigt würde.“

95. Im Abs. 4 des § 47 hat der dritte Satz zu lauten:
„Im Übrigen gilt § 29 Abs. 1 und 6, § 30, § 31, § 32,

§ 33 Abs. 1, 3, 4 und 5, § 34, § 35 Abs. 3 bis 6, § 38 Abs. 1
zweiter Satz, 2, 4 und 5 sowie § 39 Abs. 2 sinngemäß.“

96. Im Abs. 1 des § 51 wird im ersten Satz das Zitat
„Abs. 2 und 3“ durch das Zitat „Abs. 2, 3 und 4“ ersetzt.

97. Im § 51 werden folgende Bestimmungen als Abs. 4
und 5 angefügt:

„(4) Bei Bauvorhaben, für die aufgrund ihrer Lage im
Bereich der Staatsgrenze eine Ausnahmebewilligung
nach § 7 Abs. 1 des Staatsgrenzgesetzes, BGBl. Nr.
9/1974, in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 98/2001
erforderlich ist, ist Behörde im Sinn dieses Gesetzes die
Bezirksverwaltungsbehörde, bei Bauvorhaben, die sich

überdies auf das Gebiet mehrerer Bezirke erstrecken, die
Landesregierung. Im Bauverfahren kommt den betrof-
fenen Gemeinden Parteistellung zur Wahrung der Inte-
ressen der örtlichen Raumordnung zu.

(5) Ist der Bezirksverwaltungsbehörde aufgrund
einer Verordnung nach § 19 Abs. 1 der Tiroler Gemein-
deordnung 2001, LGBl. Nr. 36, in der jeweils geltenden
Fassung die Besorgung von Angelegenheiten der ört-
lichen Baupolizei übertragen, so hat sie eine Ausferti-
gung der aufgrund dieser Verordnung nach den bau-
rechtlichen Vorschriften erlassenen Bescheide jeweils
dem Bürgermeister zu übersenden.“

98. § 54 lit. b hat zu lauten:
„b) die Baubewilligung erteilt wurde, obwohl ein Ab-

weisungsgrund nach § 26 Abs. 3 lit. a, b, c oder e vor-
lag,“

99. Im Abs. 1 des § 55 haben die lit. b und c zu lauten:
„b) als Inhaber der Baubewilligung in der Baubewil-

ligung, gegebenenfalls in Verbindung mit Abs. 8, 11
zweiter Satz oder 13 dritter Satz, oder in Bescheiden
nach § 26 Abs. 10 lit. a oder 12 vorgeschriebene Auf-
lagen nicht erfüllt,

c) nach Erlöschen der Baubewilligung einem Auftrag
nach § 27 Abs. 7 zweiter oder dritter Satz, gegebenen-
falls in Verbindung mit Abs. 8 vierter Satz, nicht nach-
kommt,“

100. Im Abs. 1 des § 55 wird folgende Bestimmung
als lit. g eingefügt:

„g) eine unrichtige Bestätigung über die Kennzeich-
nung der äußeren Wandfluchten oder über die Bauhöhen
nach § 29 Abs. 2 bzw. 3 ausstellt,“

101. Im Abs. 1 des § 55 erhalten die bisherigen lit. g
bis s die Buchstabenbezeichnungen „h“ bis „t“.

102. Im Abs. 1 des § 55 haben die nunmehrigen lit. i
und j zu lauten:

„i) einem Auftrag nicht nachkommt, mit dem ihm
nach § 33 Abs. 1 bis 4, gegebenenfalls in Verbindung mit
§ 44 Abs. 6 oder § 47 Abs. 4, die weitere Bauführung
untersagt oder die Beseitigung der bereits errichteten
Teile des Bauvorhabens, gegebenenfalls auch die Wieder-
herstellung des ursprünglichen Zustandes des Bauplat-
zes, oder die Herstellung des der Baubewilligung bzw.
Bauanzeige entsprechenden Zustandes aufgetragen
wird,

j) als Eigentümer oder Bauberechtigter eine bauliche
Anlage oder einen Teil davon benützt oder anderen zur
Benützung überlässt, obwohl

1. diese(r) im Fall eines bewilligungspflichtigen Bau-
vorhabens ohne die erforderliche Baubewilligung oder
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im Fall eines anzeigepflichtigen Bauvorhabens ohne eine
entsprechende Bauanzeige, erheblich abweichend von
der Bauanzeige oder ungeachtet einer Untersagung nach
§ 22 Abs. 3 fünfter Satz errichtet wurde oder

2. die Voraussetzungen nach § 35 Abs. 2, gegebenen-
falls in Verbindung mit § 44 Abs. 6, nicht vorliegen.“

103. Im Abs. 1 des § 55 hat die nunmehrige lit. l zu
lauten:

„l) unbeschadet des § 13 Abs. 8 und 9 des Tiroler
Raumordnungsgesetzes 2006 eine bauliche Anlage oder
einen Teil davon zu einem anderen als dem bewilligten
bzw. als dem aus der baulichen Zweckbestimmung her-
vorgehenden Verwendungszweck benützt oder anderen
zur Benützung überlässt oder wer entgegen dem § 44
Abs. 6 erster Satz oder Abs. 7 des Tiroler Raumord-
nungsgesetzes 2006 auf einer Hofstelle eine gewerbliche
Tätigkeit ausübt oder eine Hofstelle anderen zur Aus-
übung einer solchen Tätigkeit überlässt,“

104. Im Abs. 1 des § 55 hat die nunmehrige lit. n zu
lauten:

„n) einem Auftrag nicht nachkommt, mit dem ihm
1. nach § 37 Abs. 1, 2 oder 4 die Beseitigung einer bau-

lichen Anlage, gegebenenfalls auch die Wiederherstel-
lung des ursprünglichen Zustandes des Bauplatzes, oder
die Herstellung des der Baubewilligung bzw. Bauanzeige
entsprechenden Zustandes aufgetragen wird oder

2. nach § 37 Abs. 6 erster Satz die weitere Benützung
einer baulichen Anlage ganz oder teilweise untersagt
oder nach § 37 Abs. 6 zweiter Satz die Durchführung
von Maßnahmen zur Durchsetzung dieses Verbotes auf-
getragen wird oder

3. nach § 37 Abs. 7 die Durchführung von Maßnah-
men zur Herstellung des gesetzmäßigen Zustandes oder
die Beseitigung einer baulichen Anlage, gegebenenfalls
auch die Wiederherstellung des ursprünglichen Zustan-
des des Bauplatzes, aufgetragen wird,“

105. Im Abs. 1 des § 55 wird in der nunmehrigen lit. t
das Zitat „§ 44 Abs. 5 zweiter Satz“ durch das Zitat
„§ 44 Abs. 7 dritter Satz“ ersetzt.

106. Im Abs. 1 des § 55 werden folgende Bestim-
mungen als lit. u und v eingefügt:

„u) als Inhaber der Bewilligung für eine bauliche An-
lage vorübergehenden Bestandes oder als für die Besei-
tigung der baulichen Anlage Verantwortlicher den Ver-
pflichtungen nach § 42 Abs. 2 erster Satz oder als Inha-
ber einer solchen Bewilligung einem Auftrag nach § 42
Abs. 4 erster Satz, jeweils in Verbindung mit § 44 Abs. 7
dritter Satz, nicht nachkommt,

v) als Inhaber einer Bewilligung für eine bauliche
Anlage vorübergehenden Bestandes

1. entgegen dem § 44 Abs. 8 in Verbindung mit § 30
Abs. 4 ungeachtet eines Auftrages zur Bestellung eines
für die Beseitigung der baulichen Anlage Verantwort-
lichen die betreffenden Maßnahmen ganz oder teilweise
ohne die vorherige Bestellung eines geeigneten Verant-
wortlichen ausführt oder im Fall der vorzeitigen Been-
digung der Tätigkeit des Verantwortlichen die betref-
fenden Maßnahmen ohne die Bestellung eines neuen
Verantwortlichen fortsetzt, oder

2. einem Auftrag nach § 44 Abs. 8 in Verbindung mit
§ 33 Abs. 2, mit dem ihm die weitere Durchführung von
Maßnahmen bzw. Arbeiten zur Beseitigung der bau-
lichen Anlage untersagt wird, nicht nachkommt,“

107. Im Abs. 1 des § 55 erhalten die bisherigen lit. t
bis w die Buchstabenbezeichnungen „w“ bis „z“.

108. Im Abs. 2 des § 55 wird folgende Bestimmung
als lit. a eingefügt:

„a) als Bauherr entgegen dem § 28 Abs. 3 den Bau-
beginn der Behörde nicht anzeigt.“

109. Im Abs. 2 des § 55 erhalten die bisherigen lit. a
bis g die Buchstabenbezeichnungen „b“ bis „h“.

110. Im Abs. 2 des § 55 wird in der nunmehrigen lit. g
das zweite Wort „oder“ durch einen Beistrich ersetzt.

111. Im Abs. 2 des § 55 wird folgende Bestimmung
als lit. i angefügt:

„i) als Inhaber der Bewilligung für eine bauliche An-
lage vorübergehenden Bestandes entgegen dem § 44
Abs. 8 vierter Satz in Verbindung mit § 30 Abs. 2 erster
Satz die Bestellung eines für die Beseitigung der bau-
lichen Anlage Verantwortlichen der Behörde nicht mit-
teilt oder entgegen dem § 44 Abs. 9 erster Satz die er-
folgte Durchführung der Maßnahmen nach § 44 Abs. 7
erster Satz der Behörde nicht anzeigt,“

112. Im § 55 wird folgende Bestimmung als Abs. 3
eingefügt:

„(3) Im Fall einer Übertretung nach § 55 Abs. 1 lit. a
endet das strafbare Verhalten erst mit der Beseitigung
des rechtswidrigen Zustandes.“

113. Die bisherigen Abs. 3 und 4 des § 55 erhalten die
Absatzbezeichnungen „(4)“ und „(5)“.

114. Im § 56 werden das Zitat „§ 33 Abs. 2 bis 6“ durch
das Zitat „§ 33 Abs. 2, 3 und 4“ sowie das Zitat „§ 37
Abs. 4 dritter Satz“ durch das Zitat „§ 37 Abs. 6 dritter
Satz“ ersetzt.

114a. Nach § 57 wird folgende Bestimmung als § 57a
eingefügt:

„§ 57a
Verwendung personenbezogener Daten

(1) Die nach § 51 Abs. 1 und § 52 Abs. 1 zuständigen
datenschutzrechtlichen Auftraggeber dürfen folgende
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Daten nachstehend angeführter Personen verarbeiten,
soweit diese Daten in Verfahren nach § 13 Abs. 1 erfor-
derlich sind: 

a) von den Parteien und Beteiligten, von Grund-
eigentümern und diesen gleichzuhaltenden Personen:

Identifikationsdaten, Adressdaten, Erreichbarkeits-
daten, grundstücks- und anlagenbezogene Daten, Daten
über Rechtstitel,

b) von Sachverständigen und Projektanten:
Identifikationsdaten, Adressdaten, Erreichbarkeits-

daten, Daten über Befähigungen und berufsrechtliche
Befugnisse.

(2) Die nach den §§ 51 und 52 oder aufgrund einer
Verordnung nach § 19 der Tiroler Gemeindeordnung
2001 zuständigen datenschutzrechtlichen Auftraggeber
dürfen folgende Daten nachstehend angeführter Perso-
nen verarbeiten, soweit diese Daten in Bauverfahren, in
Verfahren über Bauanzeigen und Abbruchanzeigen, in
Verfahren zur Erstreckung der Frist für den Baubeginn
oder die Bauvollendung, in Feststellungsverfahren be-
treffend die Vermutung des Vorliegens oder Nichtvor-
liegens einer Baubewilligung, in Verfahren zur vorüber-
gehenden Benutzung von Nachbargrundstücken, in
baupolizeilichen Verfahren einschließlich der Verfahren
zur nachträglichen Vorschreibung von Auflagen, Si-
cherheitskonzepten und Abstellmöglichkeiten, zur Be-
stellung von Bau- und Abbruchverantwortlichen und
zur Untersagung der Benützung und zur Räumung von
Gebäuden oder sonstigen baulichen Anlagen sowie in
Verfahren zur Erteilung der Benützungsbewilligung er-
forderlich sind:

a) von den Parteien und Beteiligten, von Grund-
eigentümern und Bauberechtigten, von Eigentümern
baulicher Anlagen oder sonst hierüber Verfügungsbe-
rechtigten und von Personen, die bauliche Anlagen be-
nützen:

Identifikationsdaten, Adressdaten, Erreichbarkeits-
daten, grundstücks- und anlagenbezogene Daten, Daten
über Rechtstitel, Daten über die Eigenschaft, das Feh-
len der Eigenschaft und das Erlöschen der Eigenschaft
von Wohnsitzen als Freizeitwohnsitzen, Daten über die
Eigenschaft und das Fehlen der Eigenschaft von Gebäu-
den als Einkaufszentren, Daten über Nachweise betref-
fend die rechtliche Sicherstellung der Verbindung von
Grundstücken mit öffentlichen Verkehrsflächen und die
Schaffung von Abstellmöglichkeiten für Kraftfahrzeuge
und Fahrräder, Daten über Bescheide, 

b) von Sachverständigen, befugten Personen oder
Stellen, Bauverantwortlichen, Abbruchverantwort-
lichen und Projektanten:

Identifikationsdaten, Adressdaten, Erreichbarkeits-
daten, Daten über Befähigungen und berufsrechtliche
Befugnisse. 

(3) Die nach den §§ 51 und 52 oder aufgrund einer
Verordnung nach § 19 der Tiroler Gemeindeordnung
2001 zuständigen datenschutzrechtlichen Auftraggeber
dürfen folgende Daten nachstehend angeführter Perso-
nen verarbeiten, soweit diese Daten in Bewilligungs- und
Anzeigeverfahren für Vorhaben nach dem 8. Abschnitt,
in Anzeigeverfahren über Antennentragmasten und in
sonstigen solche Vorhaben betreffenden Verfahren im
Sinn des Abs. 2 erforderlich sind:

a) von den Parteien und Beteiligten, von Grund-
eigentümern und Bauberechtigten, von Eigentümern
baulicher Anlagen oder sonst hierüber Verfügungsbe-
rechtigten und von Personen, die bauliche Anlagen be-
nützen:

Identifikationsdaten, Adressdaten, Erreichbarkeits-
daten, grundstücks- und anlagenbezogene Daten, Daten
über Rechtstitel, Daten über Nachweise betreffend die
rechtliche Sicherstellung der Verbindung von Grund-
stücken mit öffentlichen Verkehrsflächen und die Schaf-
fung von Abstellmöglichkeiten für Kraftfahrzeuge und
Fahrräder, Daten über Bescheide,

b) von Sachverständigen, befugten Personen oder
Stellen, Bauverantwortlichen, Abbruchverantwort-
lichen und Projektanten:

Identifikationsdaten, Adressdaten, Erreichbarkeits-
daten, Daten über Befähigungen und berufsrechtliche
Befugnisse. 

(4) Die nach § 51 Abs. 1 und § 52 Abs. 1 zuständigen
datenschutzrechtlichen Auftraggeber dürfen von den
Parteien und Beteiligten und von Grundeigentümern
folgende Daten verarbeiten, soweit diese in Verfahren
zur Beseitigung erheblicher Beeinträchtigungen des
Orts- oder Straßenbildes nach § 48 Abs. 2 und 3 erfor-
derlich sind:

Identifikationsdaten, Adressdaten, Erreichbarkeits-
daten, grundstücksbezogene und auf gelagerte oder
abgestellte Gegenstände bezogene Daten, Daten über
Bescheide.

(5) Die nach den §§ 51 und 52 oder aufgrund einer
Verordnung nach § 19 der Tiroler Gemeindeordnung
2001 zuständigen datenschutzrechtlichen Auftraggeber
dürfen Daten nach den Abs. 2 und 3 dem Unabhängi-
gen Verwaltungssenat zum Zweck der Durchführung
von Berufungsverfahren nach § 34 Abs. 6 übermitteln.
Der Unabhängige Verwaltungssenat darf die Daten zu
diesem Zweck verarbeiten.
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(6) Die nach den §§ 51 und 52 oder aufgrund einer
Verordnung nach § 19 der Tiroler Gemeindeordnung
2001 zuständigen datenschutzrechtlichen Auftraggeber
dürfen von Parteien und Beteiligten, von Grundeigen-
tümern, von Eigentümern baulicher Anlagen oder sonst
hierüber Verfügungsberechtigten und von zur Anbrin-
gung öffentlicher Einrichtungen Berechtigten folgende
Daten verarbeiten, soweit diese Daten in Verfahren nach
§ 50 Abs. 5 erforderlich sind:

Identifikationsdaten, Adressdaten, Erreichbarkeits-
daten, grundstücks- und anlagenbezogene Daten, Daten
über Bescheide.

(7) Die nach den §§ 51 und 52 oder aufgrund einer
Verordnung nach § 19 der Tiroler Gemeindeordnung
2001 zuständigen datenschutzrechtlichen Auftraggeber
dürfen Daten nach Abs. 6 dem Unabhängigen Verwal-
tungssenat zum Zweck der Durchführung von Beru-
fungsverfahren übermitteln. Der Unabhängige Verwal-
tungssenat darf die Daten zu diesem Zweck verarbeiten.

(8) Die Gemeindeämter dürfen Daten nach den
Abs. 1 bis 6 den Bezirksverwaltungsbehörden und dem
Amt der Landesregierung zum Zweck der Wahrneh-
mung der Aufgaben der Gemeindeaufsicht übermitteln.
Die Bezirksverwaltungsbehörden und das Amt der Lan-
desregierung dürfen die Daten zu diesem Zweck verar-
beiten.

(9) Die Bezirksverwaltungsbehörden dürfen im Rah-
men ihrer Zuständigkeiten nach § 51 Abs. 2 und 3 und
von Verordnungen nach § 19 der Tiroler Gemeindeord-
nung 2001 Daten nach den Abs. 2 und 3 dem Amt der
Landesregierung zum Zweck der Durchführung von
Berufungsverfahren übermitteln. Das Amt der Landes-
regierung darf die Daten zu diesem Zweck verarbeiten.

(10) Die Gemeindeämter dürfen Daten nach den
Abs. 2 und 3 den Bezirksverwaltungsbehörden zum
Zweck der Durchführung von Verwaltungsstrafverfah-
ren übermitteln. Die Bezirksverwaltungsbehörden dür-
fen die Daten zur Durchführung von Verwaltungsstraf-
verfahren verarbeiten und dem Unabhängigen Verwal-
tungssenat zur Entscheidung über Berufungen in Ver-
waltungsstrafverfahren übermitteln. Der Unabhängige
Verwaltungssenat darf die Daten zu diesem Zweck ver-
arbeiten.

(11) Die Gemeindeämter, die Bezirksverwaltungsbe-
hörden, das Amt der Landesregierung und der Unab-
hängige Verwaltungssenat haben die Daten zu löschen,
sobald diese für die Erfüllung der ihnen nach diesem Ge-
setz obliegenden Aufgaben nicht mehr benötigt werden.

(12) Als Identifikationsdaten im Sinn dieser Bestim-
mung gelten:

a) bei natürlichen Personen der Familien- oder Nach-
name und der Vorname, allfällige akademische Grade,
Standesbezeichnungen und Titel,

b) bei juristischen Personen die gesetzliche, sat-
zungsmäßige oder firmenmäßige Bezeichnung und hin-
sichtlich der vertretungsbefugten Organe die Daten
nach lit. a.“

115. Im Abs. 4 des § 59 wird im ersten Satz das Zitat
„§ 26 Abs. 9“ durch das Zitat „§ 26 Abs. 10 bis 14“ er-
setzt.

116. Im Abs. 5 des § 59 wird im ersten Satz das Zitat
„§ 33 Abs. 1, 2, 5 und 6“ durch das Zitat „§ 33 Abs. 1, 2,
3 und 5“ ersetzt.

117. Die Abs. 8 und 9 des § 59 haben zu lauten:
„(8) Wird an ein im Zeitpunkt des Inkrafttretens die-

ses Gesetzes bestehendes Gebäude ein Vollwärme-
schutz angebracht, so darf dieser bis höchstens 20 cm
vor die Baufluchtlinie, mit Zustimmung des Straßen-
verwalters vor die Straßenfluchtlinie und mit Zustim-
mung des Eigentümers des betroffenen Grundstückes
oder des sonst hierüber Verfügungsberechtigten über
die Grenzen des Bauplatzes ragen. Ein entsprechender
Vollwärmeschutz bleibt weiters im Ausmaß von höchs-
tens 20 cm im Rahmen der Abstandsbestimmungen des
§ 6 Abs. 1, 2, 6 erster Satz, 7 und 9 sowie der Baumas-
sendichte und der Bebauungsdichte unberücksichtigt.

(9) Wird bei einem im Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Gesetzes bestehenden Gebäude im Bereich der
Dachflächen eine Wärmedämmung angebracht, so
bleibt diese parallel zur Dachfläche gemessen im Aus-
maß von höchstens 30 cm im Rahmen der Abstands-
bestimmungen des § 6 Abs. 1, 2, 6 erster Satz, 7 und 9
sowie der Bauhöhe und der Baumassendichte unberück-
sichtigt.“

118. Im § 59 wird folgende Bestimmung als Abs. 13
angefügt:

„(13) Bei Gebäuden, für die die Baubewilligung nach
den baurechtlichen Vorschriften vor der Novelle LGBl.
Nr. 10/1989 zur seinerzeitigen Tiroler Bauordnung er-
teilt worden ist, berührt eine lagemäßige Abweichung
des Gebäudes gegenüber der Lage aufgrund der Baube-
willigung von höchstens 120 cm die Rechtmäßigkeit des
Baubestandes nicht. Bei Gebäuden, für die die Baube-
willigung nach der seinerzeitigen Tiroler Bauordnung in
der Fassung der Novelle LGBl. Nr. 10/1989 oder nach
der Tiroler Bauordnung 1989, LGBl. Nr. 33, zuletzt ge-
ändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 31/1997, erteilt
worden ist, gilt dies nur, wenn deren Abstände gegen-
über den Grenzen des Bauplatzes zu den angrenzen-
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den Grundstücken außer zu Verkehrsflächen im Zeit-
punkt der Erteilung der Baubewilligung zumindest das
Doppelte der gesetzlichen Mindestabstände betragen
haben.“

Artikel II

(1) Dieses Gesetz tritt mit 1. Juli 2011 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt das Gesetz über die ausnahms-

weise Zulässigkeit von Gebäuden im Freiland, LGBl.
Nr. 11/1994, in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr.
82/1994 und der Kundmachung LGBl. Nr. 5/1997 außer
Kraft.

(3) Die Tiroler Bauordnung 2001 in der Fassung des
Art. I ist auch auf die im Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Gesetzes bestehenden baulichen Anlagen im Sinn
des § 1 Abs. 3 lit. d, g, k und p in der Fassung des Art. I
Z. 2 bis 5, die bisher nicht den baurechtlichen Vor-
schriften unterlegen sind, anzuwenden. Wurde mit der
Ausführung eines entsprechenden, nunmehr bewilli-
gungspflichtigen oder anzeigepflichtigen Bauvorhabens
im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bereits
begonnen, so darf dieses ohne eine Baubewilligung bzw.
Bauanzeige vollendet werden. Die §§ 35 und 36 der
Tiroler Bauordnung 2001 sind auf solche Bauvorhaben
bzw. Gebäude nicht anzuwenden. Statt vom bewilligten
(bzw. von dem aus der Bauanzeige hervorgehenden) Ver-
wendungszweck ist von dem aus der baulichen Zweck-
bestimmung hervorgehenden Verwendungszweck aus-
zugehen.

(4) § 2 Abs. 16, § 4 Abs. 2, § 5 Abs. 2, 3 und 4, § 6
Abs. 1 bis 4, 6 und 9, § 7 Abs. 1 und 2 und § 25 in der
Fassung des Art. I sind auf die im Zeitpunkt des In-
krafttretens dieses Gesetzes anhängigen Bauverfahren
und Verfahren über Bauanzeigen nicht anzuwenden. Auf
diese Verfahren sind die entsprechenden Bestimmungen
der Tiroler Bauordnung 2001 in der Fassung des Geset-
zes LGBl. Nr. 40/2009 weiter anzuwenden.

(5) § 9a Abs. 4 und 5 in der Fassung des Art. I Z. 39
ist auf die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ge-
setzes anhängigen Bauverfahren und Verfahren über
Bauanzeigen nicht anzuwenden.

(6) Auf Änderungen von Grundstücksgrenzen, hin-
sichtlich deren im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Gesetzes ein Verfahren nach § 13 oder § 15 des Liegen-
schaftsteilungsgesetzes, BGBl. Nr. 3/1930, zuletzt ge-
ändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 100/2008, anhän-
gig ist, ist § 12 Abs. 2 lit. b der Tiroler Bauordnung 2001
in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 40/2009 weiter
anzuwenden. 

(7) § 13 Abs. 4 in der Fassung des Art. I Z. 44 ist auf
die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes an-

hängigen Verfahren zur Änderung von Grundstücks-
grenzen nicht anzuwenden.

(8) Bis zum Inkrafttreten der Fortschreibung des ört-
lichen Raumordnungskonzeptes mit den Festlegungen
nach § 31 Abs. 5 des Tiroler Raumordnungsgesetzes
2006 in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 47/2011 ist
auf die Erteilung der Bewilligung für die Änderung von
Grundstücksgrenzen § 14 der Tiroler Bauordnung 2001
in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 40/2009 weiter
anzuwenden. Dies gilt auch für die in diesem Zeitpunkt
anhängigen Verfahren.

(9) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ge-
setzes anhängigen Verfahren über Bauanzeigen betref-
fend bauliche Anlagen nach § 20 Abs. 3 lit. f in der Fas-
sung des Art. I Z. 57 sind einzustellen.

(10) Für Anträge auf Erstreckung der Frist für den
Baubeginn oder die Bauvollendung betreffend Bauvor-
haben, für die die Baubewilligung vor dem 1. Jänner 2008
rechtskräftig erteilt wurde oder über die das Baubewil-
ligungsverfahren am 31. Dezember 2007 bereits anhän-
gig war, gilt § 27 Abs. 3 erster und zweiter Satz in der
Fassung des Art. I Z. 72 mit der Maßgabe, dass es ge-
nügt, wenn das Bauvorhaben statt den Technischen Bau-
vorschriften 2008, LGBl. Nr. 93/2007, den im Zeitpunkt
der Erteilung der Baubewilligung in Geltung gestande-
nen Technischen Bauvorschriften entspricht.

(11) Liegt im Fall des § 27 Abs. 8 in der Fassung des
Art. I Z. 72 im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ge-
setzes eine neuerlich erteilte Baubewilligung bereits vor,
so gilt diese Bestimmung mit der Maßgabe, dass das Bau-
vorhaben innerhalb von zwei Jahren nach diesem Zeit-
punkt zu vollenden ist.

(12) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ge-
setzes anhängigen baupolizeilichen Verfahren nach § 27
Abs. 5, § 33 Abs. 3 bis 6, § 37 und § 44 Abs. 5 der Tiro-
ler Bauordnung 2001 in der Fassung des Gesetzes LGBl.
Nr. 40/2009 sind nach den entsprechenden Bestim-
mungen der Tiroler Bauordnung 2001 in der Fassung des
Art. I fortzusetzen.

(13) § 44 Abs. 5 in der Fassung des Art. I Z. 90 ist auf
die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes an-
hängigen Verfahren zur Erteilung einer Bewilligung für
bauliche Anlagen vorübergehenden Bestandes nicht an-
zuwenden.

(14) Auf Bescheide, mit denen die Baubewilligung
vor dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes
rechtskräftig erteilt wurde, ist § 54 lit. b der Tiroler
Bauordnung 2001 in der Fassung des Gesetzes LGBl.
Nr. 40/2009 weiter anzuwenden.
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(15) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ge-
setzes anhängigen Feststellungsverfahren nach § 2 des
Gesetzes über die ausnahmsweise Zulässigkeit von Ge-
bäuden im Freiland, LGBl. Nr. 11/1994, in der Fassung
des Gesetzes LGBl. Nr. 82/1994 und der Kundmachung
LGBl. Nr. 5/1997 sind nach dieser Bestimmung fortzu-
setzen.

(16) Auf Strafverfahren wegen der Nichtentsprechung
von baupolizeilichen Aufträgen im Sinn des § 55 Abs. 1
lit. h und m der Tiroler Bauordnung 2001 in der Fassung
des Gesetzes LGBl. Nr. 40/2009 sind diese Bestimmun-
gen unabhängig davon, ob im Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieses Gesetzes ein entsprechendes Strafverfahren
bereits anhängig war oder nicht, weiter anzuwenden.

Der Landtagspräsident:
van Staa

Der Landeshauptmann:
Platter

Das Mitglied der Landesregierung:
Switak

Der Landesamtsdirektor:
Liener

Aufgrund des § 31a Abs. 5 des Tiroler Raumord-
nungsgesetzes 2006, LGBl. Nr. 27, wird verordnet:

§ 1

(1) Die Frist für die Fortschreibung des örtlichen
Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Mühlbachl
wird mit 13 Jahren ab dessen Inkrafttreten festgelegt.

(2) Die Fortschreibung des örtlichen Raumord-

nungskonzeptes ist daher vom Gemeinderat der Ge-
meinde Mühlbachl bis spätestens 21. September 2013
zu beschließen und der Landesregierung zur aufsichts-
behördlichen Genehmigung vorzulegen.

§ 2

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages der
Kundmachung in Kraft.

49. Verordnung der Landesregierung vom 19. Jänner 2011, mit der eine längere Frist für
die Fortschreibung des örtlichen Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Mühlbachl
festgelegt wird

Der Landeshauptmann:
Platter

Der Landesamtsdirektor:
Liener
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